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Beginn der Sitzung: 09 Uhr 31 Minut n 

Prlsldent Dr. Heubl: Meine Damen meine Herren! Ich 
eröffne die achte VollSitzung des B arischen Landtags. 
Hörfunk und Fernsehen des Bayerisc en Rundfunks sowie 
das ZDF haben um Aufnahmegeneh igung g•beten. Sie 
wurde, Ihre Zustimmung vorausgese • erteilt. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordn 

Drtngllchketluntrag der Abgeonln nd, 
Hlersemann, ~ and Frak11on ~ntt„ IMelzung 
eines Unlersuc~ llller lan-
dnpollllsch bedeulslMllfln Geslchllp belrannt 
gewordener Verhll ........... und des tang-

jlhllgwl 1A1tenc1er••„ f~~~~~~E~" _.. daa Vorgehen „ Mltgllecler , 

=1nC:-'t:.~gei!',. he10/~;i 
Darf ich fragen, "wer sichzu Wort melde 
Dr. Wiesheu. 

Dr. Wiesheu (C$U); Ht!rr Präsident, 
der CSU-Fraktion steUe ich den Ant 
über diesen Punkt an·den Geschä 
schuß zu rück verwiesen wird mit 
Untersuchungsthema um die Problem 
wie sie gestern in der Zeitschrift "Bunt 

~
!Namens 

, daß di Beratung 
sordn ngsaus­

Maßga , daß das 
nkte itert wird, 

'aufgefütirt wurden. 
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(Dr. Wiesheu [CSU]) 

Ich schließe nicht aus, das möchte ich anfügen, daß im 
Rahmen der prozessualen Auseinandersetzung jetzt noch 
Punkte auftauchen können, die thematisch durchaus im 
Untersuchungsthema berücksichtigt werden können und 
müssen. Deshalb sollte abgewartet werden, wie der For­
mulierungsvorschlag für die Erweiterung des Untersu­
chungsthemas, den unser Kollege Hundhammer vor­
schlagen wird, aussieht, dies dann im Geschäftsord­
nungsausschuß beraten und der Untersuchungsausschuß 
bei der nächsten Gelegenheit, sprich: bei der nächsten 
Plenarsitzung eingesetzt werden. Das ist unser Antrag. Ich 
hoffe, daß Sie sich dem anschließen können. Danke! 

Prlaldent Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege Dr. Ro-
themund. ' 

Dr. Rothemuncl (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Wir haben natürlich keine Erinnerung dagegen, daß 
der Antrag an den Geschäftsordnungausschuß zurück­
verwiesen wird. Ich kündige jedoch bereits jetzt an, daß wir 
einen eigenen Antrag einbringen werden mit dem Ziel, den 
Sachverhalt, der in der Zeitschrift "Bunte" dargestellt worden 
ist, durch einen Untersuchungsausschuß aufzu­
klären. Das schließt die Behauptungen, die angeblich 
Herr He i g 1 gegenüber Mitarbeitern von uns, bezogen auf 
das Schweizer Nummernkonto, aufgestellt hat, und natür­
lich auch andere Vorgänge ein. 

(Lachen bei der CSU) 

- Ich weiß nicht, warum Sie, meine Damen und Herren, 
meine Feststellung in dieser Weise meinen beantworten zu 
müssen. ' 

(Abg. Möslein: Über alte Hüte lachen wir immer! -
Weitere Zurufe von der CSU) 

Das Thema ist viel zu ernst, als daß Sie sich so verhalten 
können. 

Wir werden also einen eigenen Untersuchungssauschuß 
beantragen. Wir halten dies für zweckmäßiger und ver­
nünftiger, als den Untersuchungsauftrag, der sich auf den 
Fall Langemann bezieht, in diesem Sinne zu erweitern. Ich 
gehe davon aus, daß im Geschäftsordnungsausschuß ge­
meinsam über die dann gemachten Vorschläge, nämlich den 
Ihren auf Erweiterung und den unseren auf Einsetzung eines 
eigenen Untersuchungsausschusses, beraten werden wird. 

PlteldentDr.Heubl: DasWorthatderHerrKollegeWiesheu. 

Dr. Wle9heu (CSLl): Herr Präsident, Hohes Haus! Ich möchte 
an diesen Vortrag des Herrn Rothemund nur eine Bemer-
kung anschließen. --

(Zurufe von der SPD: 
Ist das ~ur Geschäftsordnung?) 

Ich gebe Ihnen nocheine Empfehlung für Ihre Beratungen 
mit, zu dem, was HerrRothemund gerade angeschnitten hat, 
nämlich die Empfehlung, daß es erstens schon blamabel war, 
wenn Herr Plaß mit der Ausrede kommt, er habe in der Sa(:he 
HS 30 mit Herrn Heigl Kontakt aufgenommen. 

(Zurufe von der SPD) 

Zweitens sollen Sie auch wissen, daß dieses Thema längst 
ausgeleiert, abgemagert, erledigt ist durch entsprechende 
U11tersuchungsausschüsse, ich glaube sogar, durch ge­
ridntliche Verfahren. Der Kriegsschauplatz ist irl diesem 
Ptlnkt so sehr geräumt; daß tatsächlich auch Sie nichts· 
wtrden finden können. Das ist alles längst erledigt. Sie 
koonen das in entsprechenden Veröffentlichungen des 

"Spiegel" auch nachlesen. Ich empfehle Ihnen: Wenn Sie 
schon Entlastungsangriffe starten wollen, meine Damen und 
Herren von der SPD, dann nicht auf diese dümmliche Art und 
Weise. 

(Starker, langanhaltender Beifall bei der CSU) 

Prlsldent Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege Dr. Ro­
themund. 

Dr. Rolhemund (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Es ist immer wieder ein überraschendes Erlebnis, 
daß eine so belanglose Erklärung wie die des Herrn Kollegen 
Wiesheu so viel Beifall findet. 

(Lachen bei der CSU - Beifall bei der SPD) 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, damit ich 
Ihnen auch sage, worum es uns geht, 

(Abg. Dr. Wiesheu: Ja, ja! - Weitere Zurufe 
von der CSU) 

lassen Sie mich die Form u 1 i e rung vorlesen, die bei uns als 
Entwurf erarbeitet worden ist und überdie"natürlich, da wir 
keine Zeit hatten, die Fraktion letzten Endes noch befinden 
muß. 

Uns geht es zunächst einmal darum, daß dieser Untersu­
chungsausschuß nachzuprüfen hat, ob die in der Ausgabe 
51 /82 der Zeitschrift "Bunte" erhobenen Behauptungen 
zutreffend sind. Es geht uns aber auch darum nachzuprüfen, 
ob es zutreffend ist, daß Herr Heigl gegenüber Herrn Plaß 
behauptet hat, er habe OriginQ!untertagen über ein 
Schweizer Nummernkonto, auf das von Firmen, die beim 
Bau des Schützenpanzers beteiligt gewesen sind, Zahlungen 
geleistet wurden. 

(Zurufe der Abg. Dr. Wilhelm und anderer) 

Es ist uns auch wichtig festzustellen;ob Herr Heigl Kontakte 
zu Journalisten zum Zwecke des Ver1<aufsdieser Unterlagen 
aufgenommen hat. ; 

Wir wollen aber darüber hinaus no einige andere Fragen 
klären, so z.B. die, worauf es denn rückzuführen ist, daß 
sich Herr Heigl neuerdings ansch inend unfehindert auf 
dem Gebiet des Frei_ataats Bayern *wege1n k•nn, während 
er in der Vergangenheit um freies leit gebeten hatte, weil 
er offentsichtlich mll seiMr Verha ung rectmete, 

(Zuruf von der SPD: D 

ein interessanter Vorgang. Es muß mal a"'gtklärt werden, 
was sich inzwische!J geändert hat. 

(Lebhafter Beifall von er SPD -
Zurufe,des Abg. Wen enmeier) 

MeinesehrverehrttJ'. Damen und rren,wi olle. nnatür­
lich auch, weil sc n von Gespr hen mit eigl im Zu-
sammenhang mild inderZeitsc rift"Bun "dargestell-
ten Sachverhalt die davon ist, ie Frage klärt wissen, 
obesz.B.zutreffe M>i,daßderV rsitzend sUntersu­
chungsausschusse!I Langemann. rr Dr. undhammer, 
sich mit~ Soziul!Ges Rechtsan lts des rrn Heigl ge­
troffen hat, um weili!re lnformatlo en in derjLangemann-
Affäre zu erhalten. : ' 

(Abg. Niedermayer: Ihr raucht ihfl ja 
· nur zu frage !) 
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( Dr. Rothemund [SPD]) 

Es gibt also über den Sachverhalt hinaus, den Sie meinen 
aufklären zu sollen -wir wollen dies auch-, noch weitere 
Sachverhalte, die wir in diesem Zusammenhang aufgeklärt 
wissen möchten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wiesheu) 

Ich kann Ihnen nur noch einmal sagen: Man kann endlos 
darüber streiten, ob man das in der einen oder in der anderen 
Form macht. Nur, ich meine, letzten Endes ist es zweck­
mäßig, den Langemann-Untersuchungsausschuß, der ein 
abgegrenztes, klares Thema hat, weiterzuführen und diesen 
zusätzlichen Sachverhalt in einem eigenen dafür einge­
setzten U n te rsu c h u n g sa ussc h u ß zu behandeln. 

(Widerspruch bei der CSU) 

Ich kann mir natürlich denken, daß Sie ein anderes Motiv 
haben, 

(Abg. Dr. Backstein: . Sachzusammenhang!) 

daß Sie den Untersuchungsausschuß erweitern wollen in der 
Absicht, damit den Kollegen Karl Heinz Hiersemann aus dem 
Langemann-Ausschuß herauszuschmeißen. 

(Heftiger Widerspruch bei der CSU -
Abg. Möslein: Wir regen uns nicht auf') 

Wenn es nicht Ihre Absicht sein sollte, den Herrn Kollegen 
Hiersemann aus dem Langemann-Untersuchungsausschuß 
herauszuschießen, könnten Sie der von uns vorgeschla­
genen Regelung durchaus zustimmen, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall bei der SPD) 

Prllsldent Dr. Heubl: Das Wort hat Herr Staatssekretär Dr. 
Stoiber! 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Staatssekrellr Dr. Stolber: Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Ich möchte zu den Ausführungen 
des Kollegen D r. Roth e m u n d eine kurze Bemerkung 
machen. Im Mittelpunkt der eidesstattlichen Erklärung von 
Herrn Plaß steht unter anderem auch - ich sage nicht, daß 
er sie erhoben hat- eine uralte, verleumderische 
Be hau p tun g gegenüber dem Verteidigungsminister 
Franz Josef Strauß bzw. seiner Frau. Diese verleumderische 
Behauptung ist so uralt. daß es bereits mehrere Verfahren 
darüber gegeben tiät, unter anderem auch einen Untersu­
chungsausschuß im Deutschen Bundestag im Zusam­
menhang mit HS 30. Sie ist so ausgetreten, Herr Rothemund. 
daß nicht einmal der"Anachronistische Zug", der im letzten 
Bundestagswahlkampfein Sammelsurium verleumderischer 
Behauptungen aufgestellt hat, diese Behauptung in den 
Bundestagswahlkampf eingebracht hat. 

Jetzt ist es Ihre Leistung, mit der Forderung nach einem 
Untersuchungsausschuß eine verleumderische Behauptung 
uralten Geblüts, an der nichts war und ist, wieder in den 
Mittelpunkt zu rücken, um von Dingen abzulenken, um die 
sich der Untersuchungsausschuß eigentlich kümmern sollte. 

(Beifall bei der CSU) 

Ihre Taktik ist erkennbar. Es wird Ihnen jedoch nicht gelin­
gen, von den Dingen, die uns alle miteinander interessieren 
sollten, abzulenken. Das, was die"Bunte" hier aufzudecken 

versucht hat, wollen wir jetzt dahingehend aufklären, ob 
etwas dran ist odernicht. Herr Dr. Rothemund, es wird Ihnen 
nicht gelingen, das Interesse, das wir alle miteinander haben 
- Sie vielleicht weniger als wir-. mit Uralt-Verleumdungen 
zu vernebeln und den Landtag mit Dingen zu belästigen, mit 
denen er sich an sich nicht beschäftigen sollte. 

(Beifall bei der CSU) 

Prlsldent Dr. Heubl: Das Wort hat Herr Kollege Dr. Ro­
themund! 

Dr. Rothemund (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Es ist ein ungewöhnlicher Vorgang, daß die 
Staatsregierung sich bei einer Debatte über die Einsetzung 
eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses zu 
Wort meldet. Ich kann mich nicht erinnern, daß das in der 
Vergangenheit in dieser Weise geschehen ist. 

(Widerspruch seitens der CSU) 

Aber, Herr Staatssekretär Stoiber, man sollte, bevor man sich 
zu Wort meldet, zuerst einmal dem zuhören, zu dessen 
Ausführungen man Stellung nehmen will. 

(Abg. Wengenmeier: Wir haben genau zugehört!) 

Wenn Sie zugehört hätten, wüßten Sie, daß ich erklärt habe: 
Wir wollen die Behauptung aufklären, die Herr Heigl auf­
gestellt haben soll,'" besitze Unterlagen - ich habe das 
vorhin gekennzeichnet - über ein Nummernkonto in der 
Schweiz. Wir wollen aufklären, ob er dies gegenüber Herrn 
Plaß gesagt hat und ob er dieserhalb Verhandlungen oder 
Gespräche mit Journalisten geführt hat. Das ist der Kern 
dessen, was wir aufklären wollen. 

(Abg .. Dr. Beckstein: Fragen Sie doch. Herrn Plaß!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach dem, was wir 
wissen, ist die Frage zu stellen, ob diejenigen, die hier Ge­
spräche mit Herrn Heigl geführt haben und offenkundig zu 
diesem Zweck nach München gereist sind, dies ohne jeden 
Grund getan haben. 

Mit diesen Fragen, die wir zusätzlich einbringen wollen, 
wollen wir deutlich machen, warum unser Mitarbeiter, Herr 
Plaß, überhaupt Gespräche mit Herrn Heigl geführt hat. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Verwischu"g' Geh'•weiter!) 
; 

-Ja natürlich! Sie müssen uns doch gestehen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, daß wir der Behauptung 
nachgehen müssen, wonach Mitar iter vom "stern" und 
"Spiegel" sich mit Herrn Heigl in Ver ndung gesetzt haben 
sollen. 

(Abg. Dr. Beckstein: Sie könne den Hertn Plaß 
doch selbst fragen! Das braue en Sie ihn doch 

nicht vor einem Untersuchungsa chuß zu fragen!) 

- Also, ich weiß nicht, warum Sie erade wtgen dieses 
Punktes meinen, sich besonders au egen zu &ollen! 

(Abg. Möslein: Wir regen u s nicht auf!) 

Wenn das alles schon geklärt ist, wie 
Aufregung fehl am Platze. 

behaupten, ist diese 

Prlsldent Dr. Heubl: Gestatten Sie ei e Zwiscrenfrage des 
Kollegen Wiesheu? 

Dr. Rolhemund (SPD): Bitte, Herr K liege! 
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Dr. Wlesheu (CSU): Herr Kollege Rothemund, ist das, was 
Sie eben vorbringen, zur Zeit tatsächlich Ihre Hauptsorge? 

(Heiterkeit bei der CSU) 

Dr. Aothemuncl (SPD): Herr Kollege Wiesheu, ich kann na­
türlich nicht behaupten, daß dies meine Hauptsorge sei. 

(Abg. Wünsche: Sie erwecken aber den Eindruck!) 

Dies ist aber einer von mehreren Punkten. 

(Abg. Möslein: Und zwar der nebensächlichste!) 

Aber einer Ihrer Hauptsorgen scheint zu sein, daß über 
diesen Vorgang überhaupt nicht geredet wird! 

(Beifall bei der SPD) 

Aus der Sicht meiner Fraktion muß ich sagen: Diese insge­
samt vier, fünf Punkte stehen nebeneinander. Sie sind auf­
klärungsbedürltig. 

(Oh! bei der CSU) 

- Ja freilich. Aus diesem Grunde werden wir diesen Un­
tersuchungsausschußantrag einbringen. Wenn Sie nicht 
wollen, daB dieser Untersuchungsausschuß als eigener 
Ausschuß eingesetzt wird, bleibe ich dabei: Das Motiv dafür 
ist nicht sachbezogen, sondern in Wirklichkeit personen­
bezogen. Sie wollen jemanden aus dem Untersuchungs­
ausschuß Langemann hinausdrängen, der Ihnen, wie Sie 
wissen, in der Vergangenheit durch seine Arbeit mehr 
Schwierigkeiten gemacht hat als irgendein anderer. Es geht 
Ihnen darum, den Herrn Kollegen Hiersemann herauszu­
schießen. Wenn Sie ellrlich wären, würden Sie das zugeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Prlsldent Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Tandler! 

Tandler (CSU): Herr Präsident. meine Damen und Herren! 
Herr Dr. Rothemund, wenn Ihre Motive nicht so vorder­
gründig wären, könnte man vielleicht das, was Sie hier vor­
tragen, glauben. Aber HS 30 und das, was in diesem Zu­
sammenhang hier vorgetragen wurde, interessiert doch 
überhaupt nicht! Sie wollen Staub aufwirbeln, Sie wollen eine 
Verleumd ungskam pag ne neuen Sti lsinszenieren; 
das ist das einzige, was Ihnen einfällt. 

Wir haben gegen eine weitere Untersuchung nichts einzu­
wenden, absolut-nichts. Ganz klar, wir werden dem zu-
stimmen! · · 

(Abg. Karl Heinz Müller: Auf geht's!) 

Ganz selbstverständlich; wir haben nichts zu verbergen. Ich 
sage Ihnen nur eines-darüber sollten Sie in Ihrer Fraktion 
nachdenken -: Angesichts der in der "Bunten" geschil­
derten möglichen Vorgänge ist es schon mehr als eine Frage 
des Geschmacks, ob Herr Kollege Hie rsem an n noch in 
diesem Untersuchungsausschuß bleibt, 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Ob Sie mir glauben, was ich noch hinzufüge, oder nicht. muß 
ich 1 hnen überlassen: Ich habe eine gewisse Erlah rung, wie 
es einem geht, wenn man in Dinge hineingezogen wird, mit 
dEl!len man persönlich gar nichts zu tun hat. 

·,:. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Wir glauben es! 
- Abg. Klasen: Haben Sie deswegen Ihr Ministeramt 

abgelegt?) 

Insofern kann ich verstehen, daß Herr Kollege Hiersemann 
- wenn er mit den Dingen, die geschildert wurden. nichts 
zu tun hat- empört ist über die Wertungen, die ich gestern 
hier gegeben habe. 

Hiersemanns weitere Teilnahme am Untersuchungsaus­
schuß wäre dann genauso sinnvoll und geschmackvoll, als 
wenn ich als Fraktionsvorsitzender der CSU in den Unter­
suchungsausschuß ginge. 

(Beifall bei der CSU) 

Priisldenl Dr. Heubl: Das Wort hat Herr Kollege Dr. Rothe­
mund. 

Dr. Aolhemund (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Kollege Hiersemann hat gestern eindeutige 
Er k 1 ä r u·n gen für seine Person abgegeben, 

(Zuruf von der CSU: Wenn sie wahr sind! -
Abg. Wengenmeier: Sie müssen nicht glauben, was 

er gesagt hat!) 

aus denen sich ergibt, daß die Vorwürfe, die ihm von der 
"Bunten" gemacht worden sind, nicht zutreffen. 

(Zurufe von der CSU: Das sagen Sie!) 

Das istlür uns eindeutig und insciweit geklärt„ und wir haben 
keine Veranlassung, den Kollegen Hiersemann daran zu 
hindern, an der Aufklärung des Falles Langemann mitzu­
wirken. 

(Zuruf von der CSU: Das ist doch der Gipfel!) 

Unabhängig davon läuft der eigene Untersuchungsaus­
schuß zum Thema 

(Abg. Möslein: Hiersemann! - Abg. Wengenmeier: 
Zum Thema Langemann und Hier8'mann!-Abg. Klasen: 

Und Hundham.,,er 
und Strauß!! 

Beschuldigungen der Illustrierten" nte". - Sie sollten sich 
ein bißchen zurückhalten! 

Das, was am Schluß stehen wir , wenn der Untersu­
chungsausschuß über dieses Thern durchgeführt wird. wird 
wahrscheinlich nicht unbedingt in hrem Interesse liegen. 
meine sehr verehrten Damen und 

(Abg. Wengenmeier: Man soll 
vorwegnehmen! - Abg. Leeb: D 

von Delphi! - Abg. Kluger: 

as Ergebnis nicht 
redet wie das Orakel 
ur unpraziser!) 

auch wenn Sie solclie Hoffnungen ·etzt hegen. 

Ich hatte erwartet, daß Sie, wenn Si sich schoo zum Thema 
Untersuchungsaussthuß melden, n r noch ein Wort zu dem 
sagen, was Sie gestern geäußert aben. Es war für uns 
überraschend und f{Jr Ihre Fraktio 

(Abg. Frhr. von Truchs : Peinlic~!) 

eher peinlich, daß Sip gestern nicht ereit ge-n sind, an 
der Sitzung des Ältestenrates teilz nehmen. 

(Abg. Kamm: Das immt!) 

Hätten Sie daran teilgenommen. ätte eine Chance be­
standen, den Vorgai:ig beizulegen. 
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(Dr. Rothemund [SPD]) 

(Abg. Wengenmeier: Jetzt kommt der 
Herr Oberlehrer zum Durchbruch') 

Sie sind dem bewußt ausgewichen. Ich muß Ihnen sagen: 
Wenn Sie nicht wollen, daß das Klima in diesem Hohen Haus 
total vergiftet wird, 

(Lebhafte Unruhe bei der CSU -
Abg. Dr. Wilhelm: Das macht ja Ihr!) 

dann nehmen Sie Ausdrücke wie "Lumpen" und "Pharisäer" 
heute noch zurück! 

(Starker Beifall bei der SPD -
Lebhafte Unruhe bei der CSU) 

Das kann bei Gott von Ihnen erwartet werden; denn in dieser 
Art und Weise sind Mitglieder dieses Hohen Hauses noch 
niemals beleidigt worden. meine sehr verehrten Damen und 
Herren! 

(Starker Beifall bei der SPD) 

Das läßt sich nicht mit der Bemerkung wegschaufeln: Wenn 
ich Sie beleidigt haben sollte, dann bedauere ich dies. Das 
bedeutet nämlich in Wirklichkeit, daß man der Beleidigung 
noch eins oben draufsetzt, sehr verehrter Herr Kollege 
Tandler! 

(Beifall bei der SPD - Abg. Dr. Hundhammer: 
Sie sind aber im Entschuldigen auch nicht gerade 

ein Meister• - Beifall bei der CSU) 

-Herr Kollege Dr. Hundhammer, mir geht es nicht darum, 
daß sich der Herr Kollege Tandler entschuldigt. Mir geht es 
vielmehr darum, daß er diese ungeheuerlichen Behaup­
tungen zurücknimmt; denn in Wirklichkeit betreibt er mit 
solchen Außerungen eine Vorverurteilung des Herrn Kol­
legen Hiersemann. 

(Beifall bei der SPD -
Widerspruch bei der CSU) 

Diese Äußerung ist nur denkbar, wenn Herr Tandler damit 
zum Ausdruck bringen wollte, daß er den Sachverhalt, wie 
ihn die "Bunte" dargestellt hat, für richtig und zutreffend hält. 
Sonst sind Ihre Äußerungen nicht denkbar, Herr Kollege 
Tandler' 

(Zuruf des Abg. Frhr. von Truchseß) 

Sie haben immer noc.h die Chance, dazu beizutragen, daß 
das Klima in diesem Hohen Ha,use. das in der Vergangenheit 
jedenfalls immer so war, daß eine gemeinsame Arbeit mög­
lich war, nicht so vergiftet bleibt, wie es durch Ihre gestrigen 
Äußerungen inzwischen geworden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Prlsldent Dr: Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege 
Dr. Wiesheu! 

Dr. Wlesheu (CSU): Herr Präsident.'Hohes Haus! Ich bin 
durchaus der Meinung, daß sich die Teilnahme des Herrn 
Kollegen Hie rs e man n an einem erweiterten Untersu­
chungsausschuß nicht mehr mit vernünftigen Regelungen 
deckt: Mann kann nicht Angeklagter und Richter sein. 

(Abg. Dr. Rothemund: Das ist richtig!) 

Wenn Sie das so wollen, Herr Kollege Rothemurid, werden 

wir uns überlegen. ob wir nicht einen eigenen Untersu­
chungsausschuß "Hiersemann" installieren. 

(Beifall bei der CSU) 

Prlsldent Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Rothemund? 

Dr. Wlesheu (CSU): Ja. 

Dr. Rothemund (SPD): Herr Kollege Dr. Wiesheu, würden Sie 
bitte zur Kenntnis nehmen - damit sage ich nichts anderes 
als vorhin-, daß selbstverständlich bei Erweiterung 
des Untersuch ungsth emas"Langemann"indemvon 
Ihnen beantragten Sinne Kollege Hiersemann nicht 
mehr M.it g 1 i e d des Untersuchungsausschusses sein 

·kann, weswegen ich auch die Schlußfolgerung gezogen 
habe, daß Sie eben durch die Erweiterung des Untersu­
chungsthemas nichts anderes erreichen wollen, als Herrn 
Hiersemann h i nausz u kata p u 1 t ieren, während um­
gekehrt bei einem eigenen Untersuchung$8usschuß die 
eben genannte Konsequenz in keiner Weise stattfinden 
müßte? 

Dr. Wlesheu (CSU): Herr Kollege Dr. Rothemund, das ist eine 
Schlußfolgerung, die ich als Unterstellung bezeichnen muß, 
weildiegeriannten Themen sachlich zusammen­
gehören , was die Zeugen betrifft, zu$8mmengehören und 
damit von der Behandlung her zusammengehören. Des­
wegen ist die Schlußfolgerung falsch. 

(Beifall bei der CSU) 

Außerdem bin ich immer noch der Meinung. daß man mit 
dem parlamentarischen Instrument "Untersuchung$8us­
schuß" etwas vorsichtiger umgehen soU. Man soll eine Waffe 
nicht so oft gebrauchen, um sie nicht stumpf zu machen. 
Wenn Sie das Thema "HS 30" in einem gesonderten Unter­
suchun9sausschuß behandeln wollen, dann gehen Sie nach 
meiner Uberzeugung mit diesem lnstn.ment leichtfertig um. 

Sie kritisieren die Äußerung des CSU-Fraktionsvorsitzenden 
Tandler, die er gestern gegenüber eitlem Pressevertreter 
gemacht hat. Es wäre glaubwürdiger.Herr Kollege Rothe­
mund, wenn Sie zugleich die Äußerung des Kollegen Hier­
semann, nämlich den Begriff "Kloakenpolitiker", genauso 
kritisieren würden. 

(Abg. Dr. Rothemund: Das 
gestern zurückgenom 

Wenn Sie im Austeilen so empfindlich ären, wie Sie es im 
Einstecken sind, dann wäre Ihre Hai ng glaubwürdiger. 
Wenn man aber so auftritt. wie Sie au getreten sind, dann 
rechtfertigen Sie den Vorwurf "Phari ·er". 

(Beifall bei der CSU 
Abg. Klasen: Herr Präs ent!) 

Prlsldent Dr. Heubl: Ich weise den A druck als unparlac 
mentarisch zurück, Herr Kollege! Es t ganz klar, daß so 
etwas nicht geht. 

(Unruhe bei der CS 

Das Wort hat der Herr Kollege Hierse ann! 

Hlersemann (SPD): H..-r Präsident, 
Damen und Herren! silentlich wollt 
Geschichte nicht zu Wort melden. 

eine sehr geehrten 
ich mict'! in dieser 

(Zurufe von der CSU: Das wäre b sser gewtsen!) 
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(Hiersemann [SPD]) 

- Sie werden sich schon überlegen müssen, was Sie wollen; 
denn Herr Kollege Dr. Wilhelm hat mich ständig aufgefor­
dert, endlich auch etwas zu sagen. Genau das will ich jetzt 
tun. 

In dem Artikel in der Illustrierten "Bunte" sind in meine 
Richtung zwei Vo rw ü rf eenthallen: Erstens ein Telefon­
gespräch mit Herrn Heigl, bei dem ich versucht habe_n soll, 
ihn zu bewegen, seine Vernehmung hinauszuzogern. 
zweitens, er habe Dokumente geheimer Art mit meinem 
Wissen bzw. mit meiner Billigung erhalten. · 

(Abg. Dr. Beckstein: Und drittens?) 

- Nicht drittens! 

(Abg. Dr. Backstein: Weitergabe der geheimen 
Dokumente an Herrn Plaß!) 

- Ach geh'n's! Das ist doch nicht im "Bunte"-Artikel ent­
halten, Herr Dr. Beckstein! Müssen Sie auch noch als 
Brunnenvergifter übelster Art auftreten? 

' (Empörung bei der,CSU) 

Prlsldent Dr. Heubl: Herr Kollege Hiersemann, das muß ich 
zurückweisen. Dieser Ausdruck ist so nicht akzeptabel. 

Hlenemann (SPD): Herr Kollege Dr. Backstein, wo ist von 
irgendjemandem behauptet worden, ich hätte _geheime 
Dokumente an Herrn Plaß weitergegeben? Das mussen Sie 
mir sagen! 

(Abg. Nätscher: Woher hat er das dann?) 

Ich habe gestern meine eidesstattliche Versicherung ver­
lesen, daß beide Vorwürfe nicht zutreffend sind. Soll es neuer 
Stil in diesem Hause sein, daßeinedefinitiveAußerung, wie 
ich sie gemacht habe, untermauert durch eine eidesstattliche 
Erklärung, die heute bei Gericht eingereicht wird, bezweifelt 
wird? Sie dürfen mir glauben- allein durch meinen Beruf-, 
daß ich weiß, was eine eidesstattliche Erklärung bedeutet. 
Soll es in diesem Hohen Hause neuer Stil werden, daß man 
trotzdem behaupten kann, dies stimme so nicht? 

Prlsldeitt Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Backstein? -

Dr. Beckateln (CSU): Herr Kollege Hiersemann, mir geht es 
nicht um irgendwelche Vorverurteilungen. Vielmehr möchte 
ich nurdarlegen, daß mein Zwischenruf nicht etwa aus~er 
Luft gegriffen ist. Darf ich deshalb an eine Passage 1m 
"Bunte"-Artikel erinnern, die wie folgt lautet: 

Nach seiner Daretellung sind ihm von 
seilen der SPD-Opposition im Bayeri­
schen Landtag bündelweise geheime 
Unterlagen aus dem Langemann-Aus­
schuß angeboten und auch zugänglich 
gemacht worden." Heigl nennt auch 
Namen von Personen, die sich direkt und 
indirekt um ihn bemüht haben: 

Dann folgen zwei Namen. Halten Sie es denn bei dieser 
Sachlage nicht für verständlich, 

(Zuruf von der SPD: Was heißt Sachlage? 
Das Ist eine Behauptung!) 

·daß man daraus noch einen dritten Vorwurf entnehmen 
kann? Mehr nicht. 

(Beifall bei der CSU) 

Hlenemann (SPD): Herr Dr. Beckstein, das, was Sie hier zi­
tiert haben, habe ich natürlich auch gelesen. Dort wird aber 
mit keinem Wort behauptet, daß ich weitergegeben hätte: 
weder an Herrn Heigl noch an Herrn Plaß. Wenn es Siebe­
ruhigen sollte, dann erkläre ich hier unmißverständlich, daß 
ich auch keine Dokumente an Herrn Plaß weitergegeben 
habe. Wenn Sie das beruhigen sollte. 

(Zurufe von der CSU: Wo hat er es dann her?) 

Wenn es Sie beruhigen sollte. 

(Zuruf von der CSU: Wo hat der Plaß die 
Sachen denn dann her?) 

- Das können Sie ja im Untersuchungsausschuß klären. Ich 
gehe aber nun einmal davon aus._ daß wir„iri diesem Hause. so 
miteinander umgehen, wie es sich gehort, und einem eine 
solche Erklärung abgenommen wird. Sie werden !;'rieben, 
daß diese Erklärung sowohl im einstweiligen Verfugungs­
verfahren, im Hauptsacheverfahren als auch im Untersu­
chungsausschuß erhärtet wird. Es wird davon nichts zu­
rückbleiben, Herr Kollege Dr. Backstein. falls Sie das be­
ruhigen sollte. Das werden Sie erleben. 

tm übrigen sollten·Sie wissen, daß das nicht ~ein erster, 
sondern mein vierter Untersuchungsausschuß ist, an dem 
ich als stellvertretender Vorsitzender teilnehme. In jedem 
dieser Untersuchungsausschüsse hatte ich mit vertraulichen 
und geheimen Dingen zu tun. Sie sollten sich des.halb auch 
einmal überlegen. ob Sie je Anlaß hatten, an meinem Um­
gang mit geheimen Dingen irgendwelche Zweifel anzu­
melden. Das sollten sie sich einmal überlegen. 

Ich kenne Außerungen z.B. auch des Kollegen Dr. Hund­
hammer der dies während der Arbeit des Untersuchungs­
ausschu~ses unmißverständlich klargestellt hat. Bitte 
denken Sie darüber nach und lassen Sie dann auch diesen 
Stil hier. 

Nächster Punkt HS 30. Es wurde gesagt, hier sollen lauter 
alte Sachen aufgewärmt werden. Nein, darum geht es gar 
nicht. Vielmehr geht es um eine Ellehauptung im "Bunte"'­
Artikel, wonach sich Herr Plaß mit Herrn Heigl getroffen 
liabe um Dokumenteweiterzuge n. Tatsächlich wahr ist 
aber.'daßsich Herr Plaß mit Herrn eigl getroffen hat, weil 
Herr·Heigl ihm Unterlagen hinsi_c tlich dieses Nummern­
kontos geben wollte. Dies war d Außerung He1gl. Um 
nachzuweisen, daß dies keine Phan sieausgeburt des Herrn 
Plaß ist, sind hier die Jo.urnaliste ·des "'Spiegel"' und des 
"stern" mit benannt. Sie müssen ir erklären, warum ein 
Chefredakteurdes-~stern" zusam en mit vier Journalisten 
nach München raistund sich im Ho l "Vier Jallreszeiten" mit 
Herrn Heigl in dieser Sacheireifen ill. Das müssen Sie mir 
erklären. 

(Abg. Dr. Wiesheu: W n? Wann?) 

Genau in dieser Sache, um das A gebot d• Herrn Heigl 
wahrzunehmen und dieses Materi 1 aufkaufen zu können. 
Das werden wir ja im Untersuchun sausschuB klären. Herr 
Wiesheu. 

Noch ein letzter Punl<t: Sie haben g ragt, mit "81chem Recht 
wir vorn Kollegen.T11ndler die Zur cknahm~seiner A~ße· 
rungen·verlangen. l'J&Chdem ich d h selbs gesagt hatte, 
diesseiderStilein+&"'.Kloakenpol ikers"._H rrKollegeDr. 
Wiesheu ich kennjl die Kommun at1on in hrer Fraktion 
nicht, di~ anschei=:· · abernicht r gutfujlktioniert. Ich 
habe nämlich gest n im Altestenr t- lragefi Sie Ihre Kol­
legen -dies ausd • klich.bedaue zurück~nommen u~d 
mich entschuldigt. !'lerr Kollege Ta dler, wir l/tarten auf Sie. 

(Starker und_ anhaltender B fall bei der SPD) 
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Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Tandler. 

Tandler (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Einige Bemerkungen! Herr Dr. Roth e m und, 
Sie haben gestern im Altestenrat gesagt, ich hätte den 
"Bunte"-Artikel einen Tag vor seinem Erscheinen gekannt. 
Das ist nicht richtig. das stimmt nicht. Ich habe zwar gehört, 
daß es zu diesem Thema einen Artikel geben soll. aber ich 
habe den Artikel als solchen nicht gekannt. Daß es einen 
solchen Artikel gibt, ist mir am Tag vorher gesagt worden. 
Dies habe ich Herrn Dr. Rothemund gestern morgen, 
15. Dezember 1982, selbst gesagt. 

(Abg. Dr. Rothemund: Dann habe ich das 
falsch verstanden!) 

Doch. Hier habe ich es Ihnen gesagt. Hier sind Sie gestan­
den. 

(Abg. Dr. Rothemund: Dann habe ich Sie 
falsch verstanden!) 

Ich habe gar kein Geheimnis daraus gemacht. 

Der Artikel, den ich hier gemeinsam mit dem Kollegen Dr. 
Gebhard Glück gelesen habe, enthält eine für mich p 1 au­
s i b 1 e Dar s t e 11 u n g , wie es möglich gewesen sein konnte, 
daß die geheimen Dokumente an die Öffent-
1 ich k e i t g e 1 an g t sind. Das ist doch auch tatsächlich 
geschehen. Diese Dokumehte sind doch an die Öffentlich­
keit gelangt. Im Rahmen dieser Diskussion kann doch nicht 
die Tatsache geleugnet werden, daß geheime Dokumente 
aus dem Uqtersuchungsausschuß in die Öffentlichkeit ge­
langt sind und im Wahlkampf systematisch gegen mich, die 
Staatsregierung und die CSU verwendet wurden. Das ist 
doch Tatsache, meine Damen und Herren! 

(Starker Beifall bei der CSU) 

Deswegen habe ich gestern auch ausgeführt, man möge 
doch verstehen. daß ich in meiner Erregung über diese Dinge 
solche Bem~rkungen gemacht habe. Weiterhin habe ich 
gesagt. wenn sich der Herr Kollege Hiersemann durch meine 
Außerungen beleidigt fühlen sollte, würde ich sehr bedau­
ern, diese Außerungen gemacht zu haben. Das steht im 
Protokoll des Hauses. Ich kann es Ihnen vorlesen, wenn es 
mir jemand zur Verfügung stellt. Und jetzt sage ich Ihnen 
noch folgendes, Herr Dr. Rothemund: Hinweise Ihrer Seite 

· auf Verhaltensweisen anderer haben einen hohen morali­
schen Anspruch. 

(Abg. Klasen: Seien Sie vorsichtig, sonst kriegen 
Sie jetzt die. Kurve nicht!) 

Ich möchte Sie aber einmal fragen, was denn eigentlich 
schlimmer ist Wenn jemand wie ich Außerungen außerhalb 
des Raumes tut, die aus der Erregung heraus gesagt werden 
und für die man sich hinterher entschuldigt und zu denen 
man sagt, ich wollte den Kollegen Hiersemann nioht belei­
digen. Das wollte und will ich auch nicht. Hätte ich umge­
kehrt zum Kollegen Hiersemann "Kloakenpolitiker"ge.sagt. 
wie'er das von mir behauptet hat, dann würde ich das hier 
seltistverständlich zurücknehmen. Ich kann aber meine 
Außerungen, die ich hier zu diesen Vorgängen getan habe. 
des~alb nicht zurücknehmen, weil ich hoffe, daß diejenigen, 
die Geheimunterlagen weitergegeben haben. irgendwann . 
einrTial in der öffentlic. hkeit tatsächlich demaskiert werden, 
wie Ich das gestern auch gesagt habe. Ich kann die Vorgänge 
un~d.ie Beteiligten nach meinertiefen Überzeugung einfach 
nictlt anders qualifizieren, als ich es gestern getan habe. 
Desiwegen füge ich dieser Erklärung ausdrücklich hinzu: 

Ich wollte und will Sie nicht beleidigen. Herr Kollege Hier­
semann. Sollte ich Sie damit beleidigt haben, dann ent­
schuldige ich mich dafür. Ich vermag die Vorgänge aber, wie 
gesagt, nicht anders zu-qualifizieren, als ich es gestern getan 
habe. Mehr kann ich dazu nicht sagen. 

(Starker Beifall bei der CSU) 

Ich kann Ihnen das schriftlich geben, wenn Sie wollen, aber 
ich kann es nicht anders machen, weil ich sonst etwas sagen 
würde, was meiner inneren Überzeugung widerspricht. 

Lassen Sie mich noch etwas hinzufügen: Wenn Sie von einer 
Vorverurteilung sprechen und sich darüber mit der Ihnen 
eigenen Art aufregen, Herr Dr. Rothemund, dann bedenken 
Sie doch bitte, was ich an Vorverurteilungen schon alles 

erleben mußte. 

(Starker Beifall bei der CSU) 

Wir sollten alle gemeinsam alles daransetzen, daß die Vor­
gänge, die zur Veröffentlichung von Dokumenten aus dem 
Untersuchungsausschuß geführt haben, aufgedeckt wer­
den; ohne Rücksicht darauf, wer daran beteiligt gewesen 
sein könnte. Das würde wirklich zur Entgiftung der Atmo­
sphäre beitragen. 

Prlslclent Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Klasen? -

Klasen (SPD): Herr Kollege Tandler, haben Sie nicht als 
bayerischer Innenminister während des Untersuchungs­
ausschusses selbst die erste große Vorverurteilung ausge­
sprochen, indem Sie den Herrn Langemann als "Spinner 
oder Ganoven oder beides" bezeichnet haben und dies zu · 
einem Zeitpunkt, als weder ein Verfahren noch der Unter­
suchung~ausschuß selbst abgeschlossen waren? 

Tandler (CSU): Abgesehen davon, Herr Kollege Kissen, daß 
das nicht in diesem Hohen Hause-geschehen ist, darf ich 
Ihnen sagen: Ja, das habe ich gemacht, das war ich, und ich 
stehe auch zu diesen Außerungen. D!ls bisherige Verfahren 
hat meine Meinung leider aucn bestätigt. 

(Zuruf der Frau Abg. König - Unruhe bei der CSU -
' Glocke des Präsidenten) 

Ich habe den Zwischenruf leider nicl1t vernommen. Können 
Sie ihn vielleicht wiederholen? ; 

i 
(Frau Abg. König begibt sich zu· Saal-Mikrophon) 

Präsident Dr. Heubl: Frau Kollegin, ie können eine Frage 
stellen, aber keinen Zwischenruf wi erholen, damit wir uns 
da klar sind. 

(Zuruf) 

- Ja, gut. Sie können eine Fragest llen, aber keinen Zwi­
schenruf wiederholen. 

(Abg, Kalo: Aber si kann 
auch Fragen dazwisch nrufen!) : 

Frau Könl!I (SPD): Herr Kollege Tan er, was Pilssiert, wenn 
er sich beleidigt fühlt? Entschuldig Sie sicti dann? 

(lachen bei der 

Tandler (CSU): Es gibt Fragen, die 
antwortet. 

(Heiterkeit bei der CSU - Abg 
richtig! - Abg. Koto: Das spric 

für Sie! - Abg. Niedermayer: A 
für Euch!) 

an bes$r nicht be-

Möslein: iDas ist 
nicht u,.,edingt 

r das Niveau nicht 
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(Tandler [CSU]) 

Sie verfügen über die Informationen bezüglich des "Spiegel", 
die ich nicht habe. 

(Zuruf) 

- Ja, über die Anreise von vier Personen, die mit dem Herrn 
Heigl verhandelt haben sollen, und dergleichen mehr. Ich 
kann nur sagen: Mir ist z.B. das zugänglich, was die dpa 
veröffentlicht hat. dpa hat gemeldet, daß der Chefredakteur 
des "stern" offiziell erklärt hat, daß der "stern" entgegen der 
Angabe von Herrn Plaß nicht mit Herrn Heigl verhandelt hat. 

(Abg. Kolo: Über was?) 

Wir werden hier also eine ganze Reihe von Dingen zu be­
handeln haben - -

(Abg. Kolo: Über was hat er nicht verhandelt?) 

- Na, über diese HS 30. 

(Abg. Kolo: Steht das drin?) 

- Ja, es steht heute drinnen. 

(Zuruf) 

- dpa; ich habe es gerade gelesen. 

(Abg. Kissen: Verhandelt oder bemüht?) 

Sie brauchen es ja nur nachzulesen. 

Ich darf vielleicht noch folgendes hinzufügen. Man müßte 
dann auch die Frage stellen, warum es so lange gedauert hat, 
bis die eidesstattaliche Erklärung des Herrn Plaß gestern 
"gebastelt" war, um Ihren Ausdruck, Herr Hiersemann, zu 
verwenden. 

(Abg. Hiersemann: Weil vorher vielleicht noch zwei 
andere gemacht werden mußten!) 

- Bitte? 

(Abg. Hiersemann: Weil vorher die von t-jerrn Aust 
und die meine gemacht wurden! Was Sie hier machen, 

ist ein übles Spiel! - Lachen bei der CSU) 

-Jetzt geben wir, glaube ich, einmal die Wertungen auf, wer 
was betreibt, und warten wir das Ergebnis ab! 

(Abg. Hierse{lllir\n: Einverstanden!) 

Ich wiederhole jetzt eines: Es sollte unser aller Aufgabe sein 
- das würde echt zur Entspannung des Klimas und der 
vergifteten Atmosphäre beitragen, um Ihr Wort, Herr Dr. 
Rothemund, zu verwenden-, alles daran zu setzen, um die 
Vorgänge aufzuklären. Es ist ja keine Lappalie, daßgeheime 
Unterlagen aus dem Untersuchungsausschuß in die Öf­
fentlichkeit gelangt sind. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Da gibt es doch ein 
Ermittlungsverfahren!) 

Ich möchte noch etwas ankündigen, weil wir heute schon bei 
Ankündigungen sind. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Da gibt es ein 
Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft!) 

- Ja, das hat es beim Langemann auch gegeben. 

(Abg. Kiesen: Immer noch!) 

Deswegen haben Sie auch den Untersuchungsausschuß 
benötigt. Nein, nein! 

(Abg. Hiersemann: Wir machen doch selber einen!) 

- Ja. Wir untersuchen jetzt alles. was irgendwie möglich ist. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Da bin ich gespannt!) 

- Was ich will, das sage ich Ihnen jetzt gleich. 

Wir haben uns heute in unserer Fraktion auch über eine 
Ergänzung der Geschält so rd nun g oder überein 
eigenes Reglement unterhalten, 

(Abg. Dr. Hundhammer: Geheimschutzordnung') 

was den Geheimschutz in diesem Hause anbelangt, 
auch und gerade gegenüber Abgeordneten. Wir haben uns 
auch darüber unterhalten, was wir gegebenenfalls an 
Sanktionen in diesem Zusammenhang einführen wollen. 
Damit auch das ganz deutlich wird, Herr Hiersemann: Dabei 
wird auch die Tatsache eine Rolle spielen, daß Sie im Min­
derheitenbericht Dinge an die Öffentlichkeit gebracht haben, 
die der Geheimhaltung im Ausschuß unterlegen sind. So 
geht es nicht. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Kollege Hiersemann! 

Hlersemann (SPD): Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte zur Einsetzung des Unter­
suchungsausschusses nichts mehr sagen. Wir sollten das 
endlich tun, und dann werden wir weitersehen. Wir sollten 
auch endlich mit dem Hickhack aufhören. 

(Zuruf von der CSU) 

- Wir können es weiterführen. wenn Sie das wollen. Ich 
glaube nur nicht. daß wir alle zusammen hierein gutes Bild 
bieten; wirklich nicht. 

(Zustimmung von elf' SPD) 

Bitte, wenn Sie es wollen, können wif es weitermachen; ganz 
klar. .

1 

Also: Vorhin ist die Frage gestellt 
diesem Untersuchungsausschuß 
hiermit, daß ich, solange die Vo 
meiner eigenen Überzeugung nac 
suchungsausschuß arbeiten wer 
Frage. 

(Vereinzelter Beifall b 

Aber ich sage hier zugleich, daß ic 
der Vorwürfe wieder. im U 
s c h u ß arbeiten werde. Herr Koll 
Grund für Sie besteht 

orden, ob ich weiter in 
in könne. Ich erkläre 

·r1e nichtgeklärt sind, 
nicht in diesem Unter­

und kann; gar keine 

nach der Klärung 
te rsuc II u n gsa u s­
Tandler. weil dann kein 

(Abg. Dr. Wilhelm: Je nachde wie es ausgeht!) 

zu behaupten, ich könne in ihm n ht arbeiten, weil sich 
nämlich sehr schnell herausstellen ird, daß die Vorwürfe, 
die gegen mich erhoben worden sin unzutreftend sind. Das 
ist der erste Punkt. , 
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(Hiersemann [SPD]) 

Derzweite. Wenn Sie meinen, über eine Änderung der Ge­
schäftsordnung wegen Sanktionen in geheimen 
Sachen nachdenken zu müssen, sind wir gerne bereit, 
darüber zu diskutieren. Aber wir sind nicht bereit, darüber zu 
diskutieren, wenn Sie das am Minderheitenbericht festma­
chen wollen. Herr Kollege Tandler; dann nicht! Denn es geht 
nicht, daß sich die Mehrheit in diesem Hause an den Be­
stimmungen der Geschäftsordnung und an Absprachen im 
Untersuchungausschußdadurch vorbeimogelt, daß sie die 
Arbeit des Untersuchungsausschusses einfach beendet und 
uns, ohne über die Aufhebung der Geheimhaltung, die Sie 
zugesagt haben, beschlossen zu haben, dadurch zwingt, hier 
herinnen nichts mehr sagen zu können. So nicht! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe bereits bei der Debatte um den Minderheitenbe­
richt, Herr Kollege Tandler, gebeten, mir anhand der ein­
zelnen Passagen des Minderheitenberichtes nachzuwe;sen, 
wo ich mitdem Minderheitenbericht schutzwürdige Belange 
des Freistaates Bayern, der Bundesrepublik Deutschland 
oder schutzwürdige Interessen von Dritten durch die Of­
fenlegung beeinträchtigt habe. Bis heute gibt es dazu keine 
Außerung von Ihnen. Die kann es auch nicht geben, weil ich 
nämlich selber soviel Verantwortungsgefühl hatte und auch 
heute habe, daß ich bei der Erstellung des Minderheiten­
berichtes sehr exakt darauf geachtet habe, so etwas zu 
vermeiden, indem ich Namen und Fakten weggelassen habe 
und indem ich auch Dinge nicht eingeführt habe, von denen 
ich gemeint habe, es könnte dadurch die Gefahr entstehen, 
daß irgend etwas beeinträchtigt wird. 

Aber, wenn Sie uns schon so Knall auf Fall erklären: Die 
Arbeit des Untersuchungsausschusses ist zu Ende, wenn Sie 
nicht einmal bereit sind, 

(Abg. Dr. Wiesheu: Sie wärmen alte Märchen wieder auf!) 

mit uns darüber zu beschließen, was nun wirklich geheim­
haltungsbedürftig ist und was nicht, dann werden Sie schon 
der Minderheit in diesem Hause die Möglichkeit einräumen 
müssen zu überlegen, was materiell und objektiv geheim­
haltungsbedürftig ist und was nicht. Ansonsten wäre es 
Ihnen möglich, durch Geheimhaltungsbeschlüsse ständig 
die Minderheit in diesem Hause ohne inhaltlichen Grund zu 
knebeln, mundtot zu machen und zum Schweigen zu brin­
gen. Dieses Spiel machen wir nicht mit. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: -Das Wort hat der Herr Kollege Dr. 
Backstein. 

Dr. Becksteln (CSU): Herr Präsident. meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir, zu zwei Punkten kurze Anmer­
kungen zu machen. 

Der erste Punkt: Ich halte es für in Ordnung und ich habe es, 
ehrlich gesagt, von Ihnen persönlich, Herr H i er s e man n 
- es ist ja bekannt, daß wir, soweit das zwischen politischen 
Gegnern möglich ist, beinahe befreundet sind-, auch nicht 
anders erwartet, als daß Sie ganz klar gesagt haben: Ich kann 
im Untersuchungsausschuß nicht mitmachen, solange die 
Vorwürfe nicht geklärt sind. Mir geht es nicht darum, Sie 
herauszuschießen-dafür schätze ic~ Sie als Person viel zu 
sehr-, sondern es ist die Frage: Wieweit kann man das ln­
strumentari um des Untersuchungsausschusses als quasi­
richterliche Institution aufrecht erhalten, wenn man nicht 
me~r unbeteiligt ist? Deswegen gehles gar nicht darum, daß 
die Vorwürfe nicht geklärt sind oder noch geklärt werden. 
Vielmehr ist die Frage: Meinen Sie, Herr Kollege 

Hiersemann, daß Sie dem Kronzeugen Heigl mit der U n­
a b hängig ke i t eines Richters gegenübertreten und 
völlig unabhängig von dem sind, was persönlich an Vor­
würfen gelaufen ist? Glauben Sie, daß Sie später noch einmal 
mit der richterlichen Unabhängigkeit darüber entscheiden 
können: Ist der Mann glaubwürdig oder nicht? 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
KOiiegen Hiersemann? -

Hlersemenn (SPD): Herr Kollege Beckstein, wenn das ein­
tritt, was ich angekündigt habe, d.h. wenn sich herausstellen 
wird, daß die Vorwürfe gegen mich samt und sonders un­
zutreffend sind, können Sie mirdann erklären, wodurch ich 
involviert oder betroffen wäre und weswegen meine Unab­
hängigkeit in dem Untersuchungsausschuß beeinträchtigt 
wäre? 

Dr. Becksleln (CSU): Wir wollen jetzt nicht allzu sehr in De­
tails einsteigen. Aber ich halte es für eine ganz entschei­
dende Frage, wie weit die persönliche Beteiligung bei Mit­
gliedern des Untersuchungsausschusses gehen darf; und 
zwar "Beteiligung" nicht im Sinne irgendwelcher Vorwürfe. 
Vielmehr ist der Untersuchungsausschuß gerichtsähnlich 
konzipiert. die Mitglieder haben richterähnliche Unabhän­
gigkeit. Die StPO ist analog anwendbar. Die Fragen der Ab­
lehnung wegen Befangenheit sind als solche nicht unmit­
telbar anwendbar; aber es gibt doch keinerlei Zweifel dar­
über, daß sie materiell anwendbar sind. Das bedeutet, daß 
jemand, der nicht unbefangen wie ein Richterentscheiden 
kann.da nicht mitmachen soll. Drum, Herr Rot he m und, 
war es für mich schlichtweg unverständlich. wie jemand, der 
mal Staatsanwalt war, nicht von sich aus und von vornherein 
das klarstellt, sondern das als persönliche Erklärung dem 
Herrn Hiersemann überläßt. Als halbwegs vernünftiger Jurist 
hätten Sie doch vorhersagen müssen, daß so was nicht geht. 

Als zweiter Punkt liegt mir - das sollten wir auch in aller 
Nüchternheit und Sachlichkeit erörten -die Vertraulichkeit 
und Geheimhaltung amHerzen.Dakomnitsehrwohl 
auch der Minderheitenbericht mit zur Sprache. Aber das 
Problem geht weit darüber hinaus. Herr Kollege Hiersemann 
und meine Damen und Herren insbesondere von der Op­
position, wir haben doch als Landtag nsgesamtein massives 
Interesse daran, daß Geheimhaltun beschlüsse nicht etwa 
in das Belieben des einzelnen ges III werden, der dann 
selber sagen kann, ich halte den Ge eimhaltungsbeschluß 
inhaltlich für falsch; deswegen halt ich mich nicht daran. 
Wenn wir es in das Belieben der Me rheit oder der Minder­
heit stellen oder erst recht des einz nen. danl! werden wir 
wenig Information bekommen. Glau n Sie. daB irgendeine 
Staatsregierung oder irgendein M ister im Sicherheits­
ausschuß bereit ist, unter dem Hinw s. daß Geheimhaltung 
beschlossen wird. uns geheimhal ngsbedürftige Dinge 
anzuv!'rtrauen, wenn er damit rechn muß, da8ein Mitglied 
oder einige Mitgliederdei; Ausschu s sageii: Das ist ma­
teriell so wichtig. z.B .. im Wahlkamp daß man es an die Öf­
fentlichkeit rausgibt? 
' Herr Kollege Klasen. unser Proble ist es doch - darüber 
kommen wir nicht hinweg; das wir auch von Ihnen nicht 
bestritten-. daß geheime Papierei dieÖffeitllichkeit ge­
kommen sind, z.B. in "Panorama". as ist für uns als Par­
lament insgesamt etwas Schlimme 

Prlsldent Dr. Heubl: Gestatten Sie ne Zwischenfrage? -

Kiesen (SPD): Herr KOiiege Dr. Beck 
Kenntnis zu nehmen - Sie war 
chungsausschuß und kennen die 
hier Dinge vermischlln. weil ganze 
aus dem lnnenm;nis.,.ium uns, pau 
oder Geheim, gelief~ wurden, wei 
klassifiziert weiden kt>nnten? Dies 

ein. sind Sie bereit, zur 
n nicht Im Untersu­
tails nicht-, daß Sie 
kete vorl Unterlagen 

hal klasslfiziert als VS 
ie im Detail gar nicht 
lassifizierung wurde 
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(Kissen [SPD]) 

doch nur anhand der geheimniswürdigsten Dokumente 
vorgenommen. Für uns war doch klar, daß wir später selber 
würden bewerten müssen, welche Dokumente diese Stufen 
verdienen oder nicht. 

Dr. Becksteln (CSU): Herr Kollege Kissen, ich bin als Jurist 
gewohnt, daß man alle mögliche Haarspalterei betreibt. Aber 
die Frage bleibt für mich: Wird es denn von Ihnen bestritten, 
daß geheime Dokumente in die Öffentlichkeit gekommen 
sind, z.B. in "Panorama"'; oder wird es von Ihnen bestritten, 
daB die SPD bei der Diskussion des Minderheitenberichts 
über Langemann - ich habe das im Sommer aufmerksam 
verfolgt- mit notstandsähnlicher Argumentation zur Frage 
der Geheimhaltung gesagt hat: Das halten wir für so wichtig, 
daß wir uns einfach nicht an die Beschlüsse der Geheim­
haltung halten könm!n? So geht's doch' nicht. Und zwar 
deswegen nicht, weil wir uns als Parlament von Informa­
tionen abschnüren, die uns nur dann gegeben werden, wenn 
ein absoluter Schutz der Vertraulichkeit und der Geheim­
haltung gegeben ist. Deswegen habe ich mich gemeldet, weil 
ich als Vorsitzender eines Ausschusses, in dem Vertrau­
lichkeit häufig eine Rolle spielt. ein massives Interesse daran 
habe. daß wir Informationen bekommen. Ansonsten nehmen 
wir alle, das Parlament und sein Informationsbedürfnis, 
Schaden. 

(Beifall bei der CSU) 

Prlsldent Dr. Heubl: Meine Damen. meine Herren! ich nehme 
an. daß die Diskussion um diese Ergänzung der Ge­
schäftsordnung noch in extenso bei anderer Gelegenheit 
geführt wird. Deshalb bitte ich um Überlegung. ob wir uns 
nicht dem nächsten Tagesordnungspunkt zuwenden 
könnten. 

Vorher hat das Wort der Herr Kollege Dr. Rothemund. 

Dr. Rothemund (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich habe nicht Qie Absicht, über eine Änderung der 
Geschäftsordnung zu diskutieren, deren Text mir gar nicht 
vorliegt. 

1 

Ich möchte nur noch einige wenige Bemerkungen machen. 
Herr Kollege Tandler, ich,kann in keiner Weise.nachvoll­
ziehen, daß es einen Unterschied begründen soll, ob be­
leidigende Außerungen in diesem Raum oder im Vorraum 
gesagt werden. Wer meint, hier nach dem Motto differen­
zieren zu können, draußen darf ein Stück mehr gesagt 
werden, dem kann ich nicht folgen. Und ich würde es be-

. dauern, wenn das der Stil künftig sein sollte, daß man 
außerhalb des Plenums etwas sagt - um es an die Ottent­
lichkeit zu bringen, um damit Wirkungen zu erzielen-, was 
man sich in diesem Plenum selbst nicht zu sagen traut. 

{Äbg. Tal)dler: Ach geh'!) 
zweitens: Selbstverstän'dlich sind geheime Papiere 
herausgekommen, Herr Kollege Beckstein. Niemand hat das 
bestritten und.bezweifelt. Nur sollten wir nicht unterstellen, 
daß diese geheimen Papiere über den Weg des Untersu­
chungsausschusses herausgekommen sein müssen. Viele 
konnten an diese geheimen Papiere herankommen. Deshalb 
müssen wir den Sachverhalt aufklären. Aber ich habe 
manchmal den Eindruck, als würden Sie ganz bewußt in der 
Oftentlichkeit in einer ganz bestimmten Richtung von 
vornherein glauben witkenzu können, nämlich in Richtung 
gewisser Mitglieder des Untersuchungsausschusses. 

Sie haben sich vorhin bemüht, Herr Kollege Backstein, aus 
dem Artikel in der "Bunten"' mehr herauszuholen, als da 
drinsteht, mit Ihrem Zwischenruf bzw. Ihrer Zwischenfrage. 
Sill meinten - wie auch so ähnlich gestern der Bayerische 
R1,mdfunk-,demHerrnKollegen Hierseman·n unter­
stellen zu sollen - bzw. der "'Bunten"' ,unterstellen zu 

sollen, sie hätte das behauptet-, bündelweise solche Un­
terlagen weitergegeben zu haben. Das hat nicht einmal die 
"'Bunte"' behauptet. 

(Abg. Dr. Hundhammer: "'Oie SPD-Opposition"'!) 

- Es heißt hier wörtlich: 

Punkt. 

Nach seiner Darstellung sind ihm von 
seiten der SPD-Opposition im Bayeri­
schen Landtag bündelweise geheime 
Unterlagen aus dem Langemann-Aus­
schuß angeboten und auch zugänglich 
gemacht worden. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Eben!) 

Heigl nennt auch Namen von Personen, 
die sich direkt und indirekt um ihn be­
müht haben: 

Das sind zwei völlig voneinander getrennte Dinge. 

(Lachen des Abg. Dr. Beckstein) 

Da lachen Sie? Herr Kollege Backstein, Sie würden mir als 
Jurist zugeben müssen, daß das- und zwar sehr bewußt 
-völlig voneinander getrennt ist; und zwar aus Überle­
gungen, die man natürlich nachvollziehen kann. Oie "'Bunte" 
will den Eindruck erwecken, als sei es so, und formuliert auch 
so. daß der unbefangene Leser beim ersten Durchlesen 
vielleicht diesen Eindruck bekommt. Aber sie macht es in 
einer Weise, daß sie insoweit nicht angreifbar ist; denn wenn 
man den Artikel genau liest, stellt sie die Behauptung ge­
rade nicht auf. Das ist die Methode, mit der hier die "Bunte" 
arbeitet. Und daß Sie drauf reingefallen sind -wenn ich das 
unterstelle-, zeigt, daß sie offen~undig erfolgreich ist. 

(Abg. Tandler: Wer ist denn bei "Konkret" 
drauf reingefallen?) 

Ich weiß nicht, was Sie damit meinen. Herr Kollege 
Tandler; da müssen Sie sich schori präziser ausdrücken. 

Ich möchte zum Schluß noch ein al betonen: Wir wollen 
diesen Sachverhalt aufklären un haben deswegen die 
Absicht, einen eigenen Untersu ungsausachuß einzu­
setzen. Wir gehen davon aus - u d das wäre eine Mög­
lichkeit-, daß dieser Untersuch gsausschuß zunächst 
einmal den Vorwurf:Zu klären versu t, der von der "Bunten" 
in Richtung des Herrn Kollegen Hi rsemann erhoben wor­
den ist, und daß nach Klärung di Vorwurfs mit Sicherheit 
kein Hinderungsgrund mehr best en kann.paß Herr Kol­
lege Hiersemann im Untersuchung usschuß •Langemann" 
weiter mitwirkt. Daran haben wir ei lnteresst. Wenn Sie­
wie ich vorhin sagte- nicht die Abs ht habenisollten, Herrn 
·Kollegen Hiersematln auch nach K · rung desIBachverhalts 
weiter an der MitwirtiUng zu hinder dann sin~ Sie natürlich 
mit uns gehalten. so schnell wie m lieh den Vorwurf, der 
sich auf den Kollegen Hierseman bezieht, llutzuklären. 

Ich glaube, das wä,..~n faires, wrn · iges Vo'9ehen. Wenn 
Sie uns insoweit folgen, bin ich si r, daß „ir einen Weg 
ffnden werden, um lowohf das ein wie das andere in einer 
für beide Seiten zufdedenstellende Weise in diesem Hohen 
Hause zu erledigen; Unseren guten illen, den Sachverhalt 
aufzukläre.n, will ich noch einmal it Nachdruck betonen. 

!Beifall bei der PO) 
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Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege Hier­
semann! 

Hlersemann (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich will die Debatte nicht unnötig fort­
setzen, möchte nur noch etwas dazu sagen. Man soll dies ja 
tun, wenn man bereits dazu in der Lage ist, weil dies vielleicht 
ein wenig zur Klärung weiterhilft und auch dazu beiträgt, daß 
nicht bereits im vorhinein Vorwürfe erhoben werden, die 
dann später in sich zusammenbrechen müssen. 

Ich will an einem einzigen Punkt - und ich bitte die Mit­
glieder des Untersuchungsausschusses, genau aufzupassen 
- nachweisen, daß in der "Bunten" etwas behauptet wird, 
was weder von Herrn Plaß noch von mir noch von sonst ei­
nem Mitglied des Untersuchungsausschusses stammen 
kann. Es geht hier um die in dem Bericht angesprochene 
Sicherheitsakte. Es ist da die Rede von einer g r ü n e n Si -

· c h e rh e i t s a kt e. die im Zusammenhang mit der Enttar­
nung des Herrn Guillaume stehe. Ich habe gestern hier be­
reits gesagt. wir wissen nicht einmal, was das ist. Inzwischen 
ist das ein bißchen aufgeklärt worden. Es war in derTat so, 
daß dem Untersuchungsausschuß eine Akte "Sicherheits­
überprüfungen Langemann" vorlag. In dieser Akte und in 
dem Begleitschreiben gibt es keinen einzigen Hinweis auf die 
Guillaume-Affäre. Journalisten haben gestern im Innen­
ministerium recherchiert und nachgefragt, was es damit auf 
sicn habe. Dies hat seinen Niederschlag in Artikeln des 
"Münchner Merkur" und der "Süddeutschen Zeitung" von 
heute gefunden. Da wurde ihnen gesagt, das Datum sei 
falsch; der Zusammenhang mit Guillaume bestehe darin, daß 
nach der Enttarnung des Herrn Guillaume diese Sicher­
heitsakten von führenden Beamten, die im Sicherheitsbe­
reich tätig sind, herausgeholt und durchgeseh.en wurden. So! 
Nun frage ich Sie, Herr Kollege Wiesheu, und Sie, Herr Kol­
lege Hundhammer: Haben wir diese Information im Unter­
suchungsausschuß denn je erhalten? Haben wir je etwas 
davon erfahren, daß die "Sicherheitsakte Langemann" 
überhaupt einen Zusammenhang mit Guillaume besitze und 
zudem den, daß diese Akte nach der Enllarnung des Herrn 
Guillaume herausgeholt und überprüft wurde? Das haben 
wir alle zusammen nie erfahren. Dennoch behauptet der Herr 
Heigl dies gegenüber der"Bunten"! Nun frage ich Sie: Von 
wem hat er dies? Von uns kann er es nicht haben! 

Präsident Dr. Heubl: Bille sehr! 

Dr. Rothemund (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich möchte nur einen Satz richtigstellen und bille um 
Verständnis dafür. Ich habe vorhin davon gesprochen, daß 
der "Bayerische Rundfunk" die mißverständliche Passage in 
der "Bunten" so dargestellt hat, als hätte Herr Hiersemann 
den Vorwurf. er hätte bündel-ise Geheimunterlagen 
übergeben, von der ''Bunten" bekommen. Dies war nicht der 
Bayerische Rundfunk schlechthin, sondern ich muß das 
eingrenzen, es ward~ Bäyerische Fernsehen. 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege Dr. 
Wiesheu! 

Dr. Wlesheu.(CSU): Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte 
nur auf zwei Punkte eingehen; auf den zweiten mit Beden­
ken, aber den ersten möchte ich doch etwas klarstellen. Herr 
Kollege Roth em und, wenn wir in Zukunft veranlaßt sein 
sollten, all die Bemerkungen,· die von Ihren Kollegen 
außerhalb des Parlaments, auch in Versammlungen etc., 
über den.poltischen Gegner- sprich über uns- gemacht 
werden. hier zur Diskussion zu stellen, .dann haben wir, 
glaube ich, einiges an Unerfreulichkeiten vor uns. Vielleicht 
können Sie einmal in Ihren Kreisen darauf hinwirken, daß der 
Sprachgebrauch etwas mehr unter Kontrolle gebracht wird, 
auch in Wahlkampfzeiten. 

(Zurufe von der SPD, u.a. des Abg. Karl Heinz Müller: 
Das müssen gerade Sie sagen!) 

- Aber ja, Ich kann Ihnen gerne eine Sammlung von den 
Ausdrücken zusammenstellen, die bei Ihnen gebraucht 
werden. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

- Aber gerne, meine Damen und Herren; das können wir 
Ihnen "packerlweise" liefern. 

Nun zum zweiten Punkt. Herr Kollege Hie rsem an n ,der 
Schluß, den Sie her ziehen, kann zutreffen, muß aber nicht 
zutreffen. Deswegen habe ich etwas dagegen, daß man 
versucht, Untersuchungen, die man anstellen kann, schon 
jetzt hier vorwegzunehmen. Daß eine derartige Akte angelegt 
oder herangezogen worden ist, sei es nach der Guillaume­
Enllarnung, mag sein, ich weiß es nicht. Es kann auch sein, 
daß eine Information über diese Akte von Herrn Langemann 
an Herrn Heigl ging. Es kann aber durchaus auch sein, daß 
der Herr Heigl diese Akte von einem andern als von Herrn 
Langemann bekommen hat, nachdem sie bei uns im Un­
tersuchungsausschuß ja vorgelegen hat. Das ist klärungs­
bedürflig. Nur, der Schluß, wie Sie ihn hier gezogen haben, 
kann zutreffen, es kann aber auch ganz anders ge-.en sein. 

Man muß unterscheiden zwischen Informationen in einer 
Angelegenheit und der Zurverfügungstellung von ent­
sprechenden Unterlagen. Ich sage noch einmal: Ich halte 
nichts davon, hier in eine Untersuchung einzusteigen. Ich 
hafte aber ebensowenig davon, Thesen aufzustellen, die 
nicht beweisbar sind. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Meine Öamen und Herren! Ich gehe 
da~on aus, daß dieser Punkt 4 der Tagesordnung jetzt ab­
gesetzt und in den Geschäftsordnungsausschuß 
zu rück verwiesen wird. - Widerspruch dagegen erhebt 
sich nicht. Es ist so besch lassen. 

Ich rufe auf Punkt 10 der Tagesordnung: 

Drlngllcllkeitsentrag des Abgeordileten Dr. Rothemund und 
FrakHon betreffend Behandlung von Haushaltsvorlagen 
(Drucksache 10171) 

Über die Beratung im Ausschuß tqr Geschäftsordnung und 
Wahlprüfung (Drucksache 10151) berichtet die Frau Ab-
geordnete König. · 

Frau König (SPD), Berichter 
meine Damen und Herren! Der A 
2. Sitzung am 14 .. Dezember 19 
befaßt. Es handelt sich .um einen 
zur Behandlung von Haushallsv 

Der Antrag beinhaltet in der erste 
Haushaltsvorlagensind. In der 
daß in Zukunft eine Abstimmun 
erst nach Vorberajung in den F 
sollte. Weiter hat d!>r Antrag zum 
vorlagen unverzüglich nach Ein 
meine Ausspracheper Voll versa 
Vollversammlung sie dann an die j 
übe.-ist und der Altestenrat fest 
welchem Ausschi.iß behandelt 
Beratung der Facllausschüsse 
Staatshaushalt u~ Finanztragen 
die Behandlung in ,:len Fachauss 
werden - nämlichvon drei Woc 
gen vermieden -den. Wie bis 
Verfassungs-, ~hts- und 
Haushaltsvorlagen auf ihre Ve 
mäßigkeit überprüfen. Letztlich 

t alter: Herr Präsident, 
huß h$t sich in seiner 

mit der Prucksache 71 
ntrag dei' SPD-Fraktion 
lagen. 

iffer einefDefinition, was 
iten Zittetlwird gefordert, 
über Ha haltsvorlagen 
haussc ssen erfolgen 
iel, daß er Haushalts­
ingung ne erste allge­
lung indet, daß die 
iligen chausschüsse 

t, welc Einzelpläne in 
erden s len. Nach der 
II der A huß für den 
raten, a rdings soll für 
üssen e e Frist gesetzt 
n -, da it Verzögerun­
r soll d Ausschuß für 
Kommu alfragen die 
assungs, und Gesetz­
oll nach' Abschluß der 
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(König [SPD]) 

Beratungen in den Ausschüssen die Vollversammlung ab­
schließend über den Haushalt beraten, und zwar in einer an 
aufeinander folgenden Tagen stattfindenden Aussprache 
über die gesamte Haushaltsvorlage mit allen Einzelplänen. 
Das heißt, daß die bisher praktizierten Einbringungsreden 
der Minister so nicht stattfinden könnten. 

Berichterstatterin bei der Behandlung im Ausschuß war ich 
selbst, Mitberichterstatter war der Kollege Gastinger. 

Als Berichterstatterin habe ich zunächst begründet, 
warum die SPD-Fraktion diesen Antrag eingebracht hat, und 
betont, daB schon bisher haushaltsrelevante Anträge in allen 
Ausschüssen behandelt wurden und daß nur der Haushalt 
selbst ausschließlich vom Haushaltsausschuß behandelt 
wird; daß andere Länder ähnlich verfahren, wie es in unserer 
Vorlage verlangt wird, daß das Ganze einer Straffung der 
Haushaltsberatungen im Plenum dienen würde, daß keine 
Verzögerung zu befürchten sei, da den Fachausschüssen 
eine Frist gesetzt ist, daß der Haushaltsausschuß tr-otzdem 
von vornherein tagen könnte, weil es zumindest drei Haus­
haltspläne gibt, die in keinen Fachausschuß kommen, 
nämlich· die Haushaltspläne des Landtags, des Senats und 
des Obersten Rechungshols, und schließlich daß durch 
dieses Verfahren das Budgetrecht des Bayerischen Landtags 
gestärkt würde. 

Mitberichterstatter Gast i n g er betonte, das bisherige 
Verfahren habe sich bewährt; das Parlament sei der höchste 
Souverän, die Abgeordneten jetzt Vollparlamentarier; dem 
Haushaltsausschuß komme naturgemäß deshalb große 
Bedeutung zu, da das Bismarcksche Motto gelte: Wer das 
Geld hat, hat auch die Macht. Deshalb müsse das derzeit 
geltende Verfahren beim Haushaltsausschuß konzentriert 
bleiben. Das Haushaltsgesetz sei das wichtigste Gesetz und 
müsse gemäß seiner Bedeutung im Plenum entsprechend 
eingehend debattiert werden. Unser Antrag auf Drucksache 
71 würde dazu führen, daß die Debatte im Plenum gerade 
nicht mehr so ausführlich wäre. Im übrigen habeder Baye­
rische Landtag, im Gegensatz zu anderen Bundesländern. 
eine zweite Kammer. Dies führe dazu, daß die Haushalts­
pläne auch dort noch einmal sehr gründlich beraten werden. 
Dadurch wäre der Haushaltsausschuß dauernd in einer 
zeitlichen Drucksituation. 

Der Vorsitzende des Geschäftsordnungsausschusses, 
Kollege Langenberger, hatdannaulgezeigt,daßerdie 
Argumentation seines Vorredners für widersprüchlich halte, 
weil gerade das Argument, daB die Abgeordne!en heute 
Vollparlamentarier sind, deutlich mache, daß die Abge­
ordneten auch genügend Zeit hätten, sich in den Fachaus­
schüssen ausführlich mit den Haushaltsvorlagen ausein­
anderzusetzen,.er meinte weiter, daB das Parlament sein 
Budgetbewilligungsrectll·ernst nehmen müsse, indem es 
sich auch ernsthaft in de"n ve;schiedenen Ausschüssen damit 
auseinandersetze. Andere Kollegen wie Kollege Kiesen, 
Kollege Dr. Wilhelm und Kollege Gastinger führten noch 
einzelne Punkte in die Diskussion ein. 

Der Ausschuß stimmt schließlich nach Ziffern ab; dies werde 
ich nachher ebenfalls beantragen. Die fünf Ziffern des An­
trages wurden in der Einzelabstimmung mit den Stimmen der 
CSU gegen die Stimmen der SPD abgelehnt. Ich bitte das 
Hohe Haus zu entscheiden. 

Erster Vlzeprlsldent Kamm: Wortmeldungen? - Herr Kol­
lege Loew, bitte! 

Loew (SPD): Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich 
bin mir darüber im klaren, daß dieser Tagesordnungspunkt 
wegen seiner fehlenden aktuellen Brisanz nicht annähernd 
das Interesse linden kann. wie es der vorangegangene 

gefunden hat. Dennoch bitte ich um Ihre Aufmerksamkeit. 
weil es sich dabei um einen Antrag handelt, der für das Ver­
fahren der Haushaltsberatungen in diesem Hause von sehr 
weitreichender und eigentlich auch von sehr verändernder 
Bedeutung wäre, wenn er Ihre Zustimmung linden würde. 

Ich will noch einmal kurz darstellen, was unsere Hauptan­
liegen gewesen sind, einen solchen Beratungsvorschlag 
einzubringen. Zum ersten geht es uns um eine St r a 11 u n g 
der Haushaltsberatungen. 

(Abg. Wengenmeier: Das Gegenteil wäre der Fall') 

Auch diesesmal ist es so, daß der Haushalt erst Mitte Januar 
eingebracht werden wird und daß wegen unseres dann 
einsetzenden äußerst zeitaufwendigen Beratungsverfahrens 
der Haushalt mit Mühe Ende Juni, Anfang Juli des kom­
menden Jahres verabschiedet werden kann. Das hängt u.a. 
auch damit zusammen. daß jeder Einzelhaushalt hier eine 
Extradiskussion in einer Plenarwoche für sich beansprucht. 
Hier grettt unser Vorschlag ein, daß bei der Beratung der 
Einzelpläne, die mit Sicherheit im Plenum auch in der Weise 
geschehen würde, daß die Einzelpläne hier zur Beratung und 
zur Einzelbeschlußlassung aufgerufen werden, diese zu 
einem zeiUiChen Block zusammengezogen werden. wie es 
beispielsweise genau in diesen Tagen - wenngleich auch 
unter einem erheblichen Zeitdruck, aber aus anderen 
Gründen- im Bundestag geschieht. In Nordrhein-Westfa­
len und in Niedersachsen und in anderen Parlamenten ge­
schieht dies in gleicher Weise. Unser Anliegen ist es also, 
durch unseren-Vorschlag die Beratungen zeitlich zu straffen. 
Bekanntlich sind wir das Parlament, welches die Haus­
haltsberatungen zeitlich am stärksten dehnt. Natürlich ist es 
auch so, daß wir wie kein anderes Parlament bis in die ein­
zelnen Titel und deren Verwurzelungen und zusammen­
hänge von kleineren Beträgen hinein diskutieren und un­
tersuchen. 

Tatsache ist aber auch, daß wir uns dabei vori cler Vorschrift 
der Bayerischen Verfassung inArtikel78Absatz3 
entfernen, in der eigentlich seht1 lapidar und unmißver­
ständlich steht, daß der Haush,.itsplan vor Beginn des 
nächsten Rechnungsjahres zu ve\abschieden ist. 

(Abg. Wengenmeier: Sie ,-i.üssen auch den 
folgenden Satz 1•sen• -

Abg. Dr. Wilhelm: Wie heißt nn der Nachsatz?) 

- Herr Kollege Wiiheim. in dem n ·· hsten Salz steht, für den 
Fall, daß dies nicht geschieht, kö nen "folgende Regelun­
gen" eingreifen. Dies ist aber dem inn der Verfassung nach 
doch gar nicht anders zu deuten auch Sie können dies 
doch, wenn Sie die Verfassung n ht biegen wollen, nicht 
andersdeuten-.als_daßdie Verfa ung von dem Normalfall 
ausgeht, daß der Haushalt vor Beg n des Rechnungsjahres 
verabschiedet werden muß, wie "r es auch im Bundestag 
Jahr für Jahr erleben, genauso wie ires als <lesetzgeber für 
die kommunale Haµshaltsordnu hinein_g„chrieben ha­
ben. Dies ist doch die erste Regel u d nichtd* Umgekehrte. 
Wir können uns nk\ht selbst stän ·g von dieser Regel aus­
nehmen, die in der Verfassung v !lhkert is!. 

Wiewichtigeine rechtzeitige 
Hau sh a 1 tes ist.~eigt auch die 
1 nvesti tionsausgaben, di 
festlegen. Wenn $ie einwenden, 
Haushaltsvorlage ~ils vorgesch 
Vorausverlügung K>O Investition 
Prozent auf 80 P~ent gehen ka 
wohl auch, daß Ihnen das Proble 
legung des Verfügungsrahmens 
Fade in diesen Zellen sehr wohl 

erabscbiedung des 
chsendel3edeutung der 
wir im li•ushalt selbst 
aß vom 11.abinett in der 
gen·wirdJ-daß man in der 
itteln jetit von früher 70 

n, dann ;teig! dies doch 
einerlrüflzeitigen Fest­
investiven Bereich ge­

enlalls ein Anliegen ist. 
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Daß es damit allein aber nicht getan ist. zeigt z.B. auch eine 
Antwort, die gestern Herr Staatssekretär Dr. Fi.scher hätte 
geben wollen, wenn die Fragestunde nicht .vorher abge­
brochen worden wäre. Kollege Hartmann wollte danach 
fragen, wie hoch das Investitionsvolumen für staatli.che 
Zuwendungen im Bereich des Baues von Abfallbeseiti­
gungsanlagen sei und welches Investitionsvolumen derzeit 
durch Bewilligungsbescheide gebunden ist. Dies ist eine 
Frage, die auf den investiven Spiel- und Handlungsraumfür 
die Förderung von Abfallbeseitigungsanlagen in denjenigen 
Kommunen zielt, die derartige Großprojekte'plarnm und 
durchführen. also eine Frage von eminenter finanzieller 
Bedeutung. Dann werden ein pa11r Zahlen genannt, die ich 
im jetzigen Zusammenhang nicht vortragen muß; dann aber 
kommt als Antwort der Staatsregierung auf die Frage des 
investiven Handlungsspielraums für diesen Förde_rurigs­
bereich der Sa.tz: „Wie unsere Haushaltsmittel nach'Verab­
schiedung des Staatshaushalts durch den Landtag auf die 
alten und neuen Vorhaben aufgeteilt werden können, läßt 
sich derzeit noch nicht sagen. Das hängt einmal von ·der 
Höhe der Haushaltsansätze ab und zum anderen vom je­
weiligen Baufortschritt." Also auch auf die Höhe der Haus­
haltsanSätze, wobei damit logischerweise nur die daimvcim 
Landtag beschlossenen Haushaltsansätze gemeint sein 
können' Denn der Entwurf der Staatsregierung liegt n.un seit 
einer Woche vor und ist dafür entscheidend, wie die Mittel auf 
alte und neue Bauvorhaben aufgeteilt werden können; das 
heißt, inwieweit dann die Kommunen von.ihrem Baufort­
schritt her auch schon für verdingte Leistungen bedient 
werden können, bleibt offen. Etwa bei einem Projekt; das der 
Landkreis oder die Stad! Würzburg mit dem B11u einer A.b­
fallbeseitigungsanlage in Höhe von 110 Millionen D.M 
durchführt, ist allein diese Frage und nur dieser FÖrde-· 
rungsbereich für die finanzielle Gestaltungsmöglichkeit 
einer so grpßen Kommune von eminenter und entschei­
dender Bedeutung. Ich wollte Ihnen noch eintl)al an diesem 
BeispieJ aufzeigen, wie insbesonders kommunale lnve~ti­
tionsentscheidungen dadurch blockiert werden, daß sich 
dieser Landtag wie kein anderer Zeit läßt mit der-Verab­
schiedung des Haushalts.und sie jeweils bis in die .Jahres­
mitte des folgenden Rechnungsjahres hinüberzieht. Sie 
können das natürlich wegargumentieren, was S.ie wohl auch 
hinterher versuchen werden. · 

Mir geht es bei der Diskussion dieses Antrags, den Sie oh­
nehin ablehnen werden, nur noch einmal darum, das Pro­
blembewußtsein dafür zu schärfen und zu verdeutlichen, 

·worum es uns bei diesem Antrag ging, namlich 1. Punkt: 
Straffung der Haushaltsberatungen, 2. Punkt: Beteiligung 
der Fachausschüsse, ein ebenfalls auch nicht zum erstenmal 
in diesem Hause diskutiertes Anliegen. · 

Ich darf darauf hinweisen:daß dies im Bundestag, in Nie­
dersachsen und Nordrhein-Westfalen geschieht. Mir liegt 
hier eine Pressenotiz vom 3. Dezember 1982 des Landtags 
von Niedersachsen vor, in der steht: "Umweltausschuß 
wird auf Initiative der SPD·an Haushaltsberatungen betei­
ligr·; in Niedersachsen, in einem Parlament, in dem nuo Ihre 
Parteikollegen die Mehrheit stellen. Es kann also inso-it 
nicht ein parteipolitisch oder von Parteistandpunkten herzu 
behandelndes Problem sein, es kann aber eines sein, in­
wi<1weit diese Änderung der Geschäftsordnung und In­
wieweit bei diesem Unterpunkt die Beteiligung der·Fa­
chausschüsse in der Außenwirkung der Parlamentsarbeit 
einmal der Regierungsfraktion oder der Oppositionsfraktion 
metir nützt. 

So sind auch letztlich die Betrachtungsweisen, die jeweils 
hinter der von Ihnen geführten Diskussion stehen; es 
schimmert eindeutig durch -das halte ich auch für ein le­
gitimes Anliegen -, daß Sie sagen: Was für ein Verfahren 

nütztunsmehrinder Öffentlichkeitsarbeit, dieses 
oder jenes? Es ist selbstverständlich ein legitimes politisches 
Anliegen, die Sache auch so zu betrachten. Nur sollte man 
das aucn hier in der Weise offen diskutieren und sich nicht 
letztlich hinter mehr oder weniger vorgeschobenen Fach­
diskussionen verstecken. Selbst das Problem, welcher Weg 
der Behandlung nützt in der Öffentlichkeitsarbeit oder 
•wirkung der Oppositions- oder Regierungspartei mehr, 
wird also in Niedersachsen von lhrenParteifreunden anders 
gesehen. Offenbar sind dieein wenig großzügiger, vielleicht 
auch ein wenig selbstsicherer, vielleicht aber auch ein biß­
chen fairer und sagen: Auch der oppositionelle Partner im 
Parlament hatseine Möglichkeiten; daß wir jedesmal, wenn 
Mini~ter ihre Einbringungsreden halten, daraus parlamen­
tarische Glanzstunden der Regierung machen, das ist für uns 

, richt das alleinige und das allererste Anliegen. Vielleicht 
denken Ihre Kollegen in Niedersachsen so ähnlich, wie ich 
es ausgeführt habe. 

Zur Beteiligung der Fac.hausschüsse nocheinmal 
. ein Argument, das ich als Sachargument ernst zu nehmen 
bitte, und man möge rpir dann zeigen, weshalb dieses Ar­
gument nicht.stechen kann. Alle Anträge, die von irgend­
einem der Kollegen eingebracht werden und haushalts­
wirksam sind, kommen selbstverständlich auch in die Fa­
chausschjisse .. Das heißt, es berät während des Jahres 
selbstversaä~dlich der Landwirtsctiaftsausschuß mehrere 
Male.über die Höhe und die Ausgestaltung landwirtschaft­
licher Förderung, der Kommunalausschuß unterhält sich 
mehrmals im Jahre über kommunale Förderungsbereiche. 
·Ich kann es ausdehnen; insbesondere der kulturpolitische 
Ausschuß berät während des Jahres Dul2ende von Anträgen 
m'1 weitreichender Haushaltswirksarpkeit. Diese geben dazu 
ihre fachliche Stellungnahme ab. 

Und ausgerechnet dann, wenn kon~entriert und gebündelt 
über haushaltswirksame Anträge entschieden werden soll, 
nämlich in der Phase der Beratunge'ldes Einzelplans vor der 
Verabschiedung des Staatshaush,lts, in dieser wirklich 
entscheidenden Phase werden die'Fachausschüsse nicht 
beteiligt. · 

(Vereinzelter Beifall bej der SPD) 

Erklären Sie mir jetzt einmal: Wori~ liegt der tiefere· Sinn 
dieser Regelung, da8 sie das ganze' ahr über quaken kön­
nen, aber 'dann, wenn es zum Ha n, zum Siechen, zum 
Entscheiden und zum Zahlen kom t, die Kollegen vor der 
Tür bleiben!? 

(Zustimmung bei d r SPD) 

Was ist der tiefere Sinh dieser Regel 
Inkonsequenz auf? Das hätte ich 
gehört. 

g? Wie lösen Sie diese 
em einnel von Ihnen 

Ich meine, daß gerade in den Zeiten nappen ~ldes, die wir 
jetzt haben und die wir noch einig Jahre vor uns haben 
warden, die Fach kp m p et e n z d r Kollegefl auch in den 
Fachausschüssen irt' die Beratung es Parlaients stärker 
einfließen solJte und es sich nicht d rauf bes ränken soll, 
dasVerfahren,dasSihonderCSU- raktiong ählthaben, 
nämli.ch die Fraktion rwch vor de Vorlage es Entwurfs 
einmal zu beteiligen Und intern ein aar von reitpunkten 
oder Prioritäten - _.. 

(Mehrmaliger Zuruf des Ab 
Was heißt hier ''Streit 

- Herr Kollege Wengenmeier, ich v tehe nic~t. wan1m Sie 
sich darüber aufr89'11". 

(Abg . .Wengenmeier: Das können ie gar ni~ht wissen!) 

Es ist das Natürlich• von der Weit 
Fraktion darüber aueh Streitpunkt 
engen Haushaltsrahtnen unterschi 

).· 

aß es inr.· erhalb einer 
ibt, wie· an in einem 
liehe Pri ritäten setzt. 
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r:ias wollen Sie doch nicht schlichtweg für Ihre Fraktion 
bestreiten! Wenn es nicht so ist, warum machen Sie dieses 
Verfahren vorher? Es gäbe dann keinen Grund, darüber zu 
reden. 

Meine Damen und Herren, das waren nun die beiden Punkte: 
zum ersten Beteiligung der Fachausschüsse, zum zweiten 
Straffung der Beratungen. 

Ich meine, daß das von uns vorgeschlagene Verfahren sehr 
wohl dazu geeignet ist, beides zu erreichen, daß die Betei­
ligung der Fachausschüsse letztlich auch eine Stärkung des 
Budgetrechts des Parlaments bedeutet, daß es aber auch, so 
meine ich, das Ansehen des Parlaments in der Offentlichkeit 
dadurch verstärken kann,· daß die Haushaltsberatungen 
einmal auf einen Zeitraum konzentriert werden, in dem die 
gesammelte und geschlossene Aufmerksamkeit des Hauses 
und der Öffentlichkeit unserem nach wie vor bedeutendsten 
Recht, nämlich dem parlamentarischen Budgetrecht, gilt. 

Ohne daß ich mir jetzt Illusionen darüber mache, daß unser 
Vorschlag Ihre Mehrheit findet- es ist ja Im Ausschuß schon 
darüber entschieden worden-, bitte ich Sie doch, einmal zu 
überlegen, ob wir aus den von mir genannten Gründen nicht 
zu anderen Verfahren kommen müssen. Es sind durchaus 
Modifikationen in einem anderen Verfahren denkbar als das, 
was wir jetzt vorgeschlagen haben. Wir haben uns dabei an 
den Geschäftsordnungen etwa des Bundestages oder 
Nordrhein-Westfalens orientiert, wie sie dort einvernehm­
lich, also jeweils mit den Stimmen aller Fraktionen, wie es bei 
Geschäftsordnungen sein soll, verabschiedelworden sind. 
Es sind durchaus Variationen möglich. Welchen Weg aber 
Sie gehen wollen, wenn Sie die beiden von mir genannten 
Punkte ebenfalls ernst nehmen, das sollte noch einmal 
Gegenstand der Debatte sein. Ich danke für Ihre Aufmerk­
samkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Erster Vlzeprlsldent Klomm: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Bevor ich dem nächsten Fledner das Wort erteile, 
komme ich einem Wunsch der Fraktion der SPD nach und 
darf darauf hinweisen, daß im Anschluß an die Plenarsitzung 
sofort eine Fraktionssitzung stattfindet. 

Nächste Wortmeldung, der Herr Kollege Gastinger. Bitte, 
Herr Kollege! 

Gasflnger (CSU): Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Ich darf vorweg für meine Fraktion bemerken: Die bis h e­
r i g e Be h an d 1 u n g der Haushaltsvorlagen hat sich b e­
w ä h r t. Es besteht kein ersichtlicher Grund, von dieser 
Behandlung, wie in der Vergangenheit gesehehen, abzu­
weichen. ·-
Herr Kollege L o e w, wir sind alle sicherlich der Auffassung, 
deßder Höhepunkt des Geschehens in einem Parlament die 
Verabschiedung des Haushalts ist. Geld ist nun einmal das 
politische Gestaltll!lgsmittel. Ich teile aber nicht Ihre Auf­
fassung, daß die Fachausschüsse nicht mit der gebotenen 
Mitverantwortung bei diesem Geschehen beteiligt würden. 

(Abg. Loew: Sie werden überhaupt nicht beteiligt!) 

-Herr Kollege loeW, Sie sagen die Fachausschüsae würden 
nicht beteiligt. Damit werten Sie unsere Fachausschüsse ab. 
Diese Ausschüsse sind keine Klagemauern, in denen die 
b.llyerischen Meisterschaften im Jammern durchgeführt 
"'8rden. Die Fachausschüsse sind vielmehr über das 
Jilhr mit Gesetzen und Anträgen beteiligt, die 
httzten Endes hauahaltswirksam ·werden. Wenn wir alle 
immer wieder beklagen, daß wir ungefähr .nur 3, 4 oder 
5-Prozent frei verfügbare Mittel haben, dann geht doch 
daraus eindeutig hervor, daß wir das ganze Jahr über in den 
elnzelilen Fachausschüssen haushaltswirksame Gesetze 

und Anträge beschließen. Sie tun den Fachausschüssen 
nicht das beste an, wenn Sie behaupten, sie wären von der 
Mitverantwortung für den Haushalt ausgeschlossen. Die 
rechtzeitige Zuleitung der Vorlagen an die Arbeitskreise in 
den Fraktionen und damit an die Fraktionen selbst gibt 
außerdem Gelegenheit genug, daß die Fachausschüsse die 
entsprechende Mitverantwortung erhalten. 

An dieser Stelle muß auch einmal etwas zum Haus­
h a 1tsa11 s s c h u ß selbst gesagt werden. Ich habe im Ge­
schäftsordnungsausschuß Bismarck zitiert, wo es heißt: 
„Wer den Daumen auf dem Geldbeutel hat, der hat die 
Macht." Es gibt aber auch die normative Kraft des Fakti­
schen. Sie besteht darin, daß der Haushaltsausschuß auch 
über nicht mehr Geld verfügen kann, als wir derzeit zur 
Verfügung haben. Ich war selbst vier Jahre in diesem Gre­
.mium und weiß, wie bitter und wie unangenehm es für die 
Kollegen des Haushaltsausschusses ist, in vielen Dingen 
nein sagen ZU müssen, weil das Geld nicht vorhanden ist. Die 
Kollegen des Haushaltsausschusses sind ja auch keine fi­
nanzpolitischen Einsiedler, die irgendwo leben, sie haben 
vielmehr auch ihren Stimmkreis, sind in den Fraktionen tätig 
und let>Emkeineswegs in einer Realllätsferne. Meine Damen 
und Herren! Der Haushaltsausschuß hat eine Stellung, die 
gewollt ist. Er ist eine kritische Koordinierungsinstanz mit 
Entscheidungsbefugnis und hat die verschiedenen Inter­
essenlagen zv berücksichtigen. Dabei soll es bleiben. 

Herr Kollege Loew, Sie haben die an deren Lände ran­
gesprochen. Die meisten anderen Länder verfahren so wie 
wir in Bayern. Der Bund macht es anders; er gibt den anderen 
Ausschüllsen aber auch nur das Recht. Empfehlungen 
auszuspnlehen und keineBeschlüasefassen zu können. ich 
meine, auch in Bayern bereiten wir die Haushaltsvorlagen 
sehr sorgfältig und gewissenhaft vor. Wir haben eine zweite 
Kammer. Wenn Sie aber andere Länder zitieren, dann 
Überlegen Sie sich bitte auch, da~ in ahderen Ländern oft 
zwei und drei Nathtragshau!lhalteerlassen werden 
müssen, wobei oft keine Dop~I ·aushalte verabschiedet 
werden. Wir haben in Bayern Dop !haushalte. Wann haben 
wir in der.Vergangenheit mehr als inen Nachtragshaushalt 
gehabt? Das zeugt doch nur von e er gewissenhaften und 
so'1!fältigen Arbe~. die bei der V abschiedimg des Haus­
haltsplans nicht nur im Haushaltsa ssehuß, sondern auch in 
den Fachausschüssen und in de Gremien der einzelnen 
Fraktionen geleistet wird. 

Herr Kollege Loew. wenn wir vom 
stalturfgsmittel sp~en, dann m 
über das Haushai~ und di 
haltspläneauch inilas Plenum 
eine intensive Be~ndlung nötig. 
zeine Ressortmini$er z.B. in den 
Landwirtschaft odet innere Sicher 
Politik und politiscl!e Absichtserk 

leeifall bei de 

Daß Sie von der q>position kei 
verstehe ich. Wir~ Regierungsp 
auf die Darstellu"ll unserer polit 
Zukunft. : 

{Beifall bei. <lfr CSU- Zur 

Meine Damen ul)d'tierren! Stelle 
was Sie beabsic!*igen, nämlic 
Haushalts, die~n Einzelplä 
im Plenum zu ~ieden. Spr 
Manchmal wird scllp1 gejammert, 
Rängen, wenn tlijbatten über 
werden. „ 

eld als ~litischem Ge­
B die En.lscheidung 
Einbri~· ng der Haus-
rlagert rden. Dort ist 
arum nichtderein-
inzelplä en für Kultus, 
it,dieG111ndzügeseiner 

ngen vi>n sich geben? 

SU) I 
lnteress~ daran haben. 
ei verzic;titen aber nicht 
hen At>;ichten für die 

i. 

des Ab~ Kissen) 

Sie sich 4inmai das vor, 
das GE"twerk des 
in einer · ungswoche 
en wir deutlich aus: 

· sehen 4s an den leeren 
nen Eta~ durchgeführt 

(Abg. Loew: Genau wie b i den Mir1stern!) 
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(Gaslinger [CSU]) 

Das dauert drei oder vier Stunden. Wie sieht die Präsenz 
dabei aus? Überlegen Sie sich einmal, wie es dann ist, wenn 
ein Gesamthaushalt von Dienstag bis zum Freitag durch­
geackert werden soll. Die Gefahr der Unterpräsenz und der 
Langeweile ist doch gegeben. Noch mehr: Die 1 n t e n s i t ä t 
d e r Be r a t u n g der Haushaltsvorlagen ist dabei n i c h t 
mehr gewährleistet. Das wäre der Bedeutung des 
Hauses nicht angemessen und wäre eine Herabwürdigung 
des Plenums. 

(Beifall bei der CSU) 

Wir waren in der Vergangenheit transparent, in jeder Be­
ziehung offen und aufgeschlossen. Wir waren nicht in der 
Deckung, sondern in der Verantwortung. Dabei soll es auch 
für die Zukunft bleiben. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vlzeprhldent Kamm: Nächste Wortmeldung, Frau 
Kollegin König. Bitte, Frau Kollegin! 

Frau König (SPD): Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Herr Kollege Gaslinger, Sie bringen genau die um g e­
k ehrte Arg um entatio·n wie im Geschäftsordnungs­
ausschuß. Dort ist eine längere Debatte darüber geführt 
worden, daß die Mehrheitsfraktion voller Mitleid 
darüber nachdachte, wie in Zukunft die Opposition mit ihrem 
eigenen Vorschlag werde leben können. Sie von der CSU, 
insbesondere Kollege Wilhelm, haben betont, daß gerade wir 
im Interesse der Opposition unmöglich zulassen könnten, 
wenn die Haushaltspläne nicht mehr wie bisher im Plenum 
behandelt werden. Jetzt sagen Sie plötzlich, es sei ganz 
verständlich, wenn wir es als Opposition nicht wollen. daß 
wir aber Verständnis dafür haben müßten, wenn Sie für die 
Minister Einbringungsreden beanspruchen. 

Erster Vizeprlsklent Kamm: Frau Kollegin König, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Gaslinger? 

Frau König (SPD): Ja. 

Gastinger (CSU): Frau Kollegin König, hätten Sie die Güte, 
die Interpretation meiner Ausführungen im Geschäftsord­
nungsausschuB so zu bringen, wie sie von mir gemacht 
wurden, ansonsten ich Ihnen empfehlen möchte, sich als 
orientalische Märchenerzählerin bei Radio Bagdad anzu­
melden? 

(Heiterkeit - Abg. Loew: 
Eine beispielhafte Zwischenfrage!) 

Frau König (SPD): Märchenerzähler ist ja ein qualifizierter 
Job. Meistens hat man c;lann ein ziemlich gutes Gedächtnis. 
Herzlichen Dank filr das Kompliment! 

Die Argumentation der Mehrheitsfraktion hat sich von An­
fang dieser Woche. wo der Geschäftsordnungsausschuß 
tagte, bis zum heutigen Tage genau um 180 Grad gedreht. 

(Abg. Klasen: Nicht jeder kann das zu jeder Zeit!) 

Damals das große Mitleidsgetue um die Opposition, jetzt 
plötzlich der Hinweis, Sie hätten Verständnis dafür, wenn wir 
es ungern sehen, daß .die Minister ihre Einbringungsreden 
halten. 

Unser Argument ist ein anderes, gar nicht so sehr ein 
Opposition - Mehrheit -Argument. Ich frage mich nämlich, 
ob es von der Logik her überhaupt hinnehinbar ist, wenn ein 
HauihaftsausschuB, also ein Parlamentsgremium, darüber 
besdtließt, wie die Haushaltsvorlage ins Plenum kommt. und 
wen!I dann nicht der HaushaltsausschuBvorsitzende od11r 
son$1wer eine Einbringungsrede hält, sondern ein 
M i n;i s t er, obwohl es nicht mehr der Haushalt ist, den er 
selber.eingebracht hat. Ich gehe davon aus, daß der Haus-

haltsausschuß ab und zu doch auch einmal etwas ändert. 
Das Ganze soll etwas mit dem Budgetrechl des Landtags zu 
tun haben! Da verschwimmen doch völlig die Grenzen: die 
Debatten werden dementsprechend langweilig und unin­
teressant. Oie Ränge sind nicht deswegen so leer, weil die 
Debatten so lange dauern, sondern weil es tödlich langweilig 
ist, wenn jemand eine zweieinhalbstündige Rede hält, die 
überhaupt nichts mit den konkreten Einzelent­
scheidungen über den Haushalt zu tun hat. 

Herr Kollege Gastinger, Sie haben als zweites Argument 
gebracht, daß wir das schon immer so getan haben und daß 
sich das bewährt habe. Das ist ein Argument, das ich in den 
letzten vier Jahren von der Mehrheitsfraktion sehr häufig 
gehört habe, es ist aber kein inhaltliches Argument. Es 
handelt sich um den alten Spruch von den alten bayerischen 
Verwaltungsrichtlinien. Wenn Ihnen sonst nichts zur Ver­
teidigung der Regelung einfällt. überzeugt mich das nicht. 

Natürlich sind bisher die anderenAusschüsse beim Haus­
haltsplan nicht beteiligt. Das ganze Jahr über wird bei jedem 
Einzelantrag der Fachausschuß gefragt. Wenn er haus­
haltsrelevant ist, geht er anschließend in den Haushalts­
ausschuB. Die Federführung behält damit sehr wohl der 
HaushaftsausschuB. In dem Moment, wo ich aber Schwer­
punkte innerhalb des Haushaltsansatzes bringen könnte. wo 
ich überdenken könnte, ob ich nicht mit neuen Ansätzen 
arbeiten sollte, genau dann ist der. Fachausschuß obsku­
rerweise nicht gefragt. Die Koordinierung in den Fraktionen 
klappt natürlich auch bei Ihnen nicht. Jeder von Ihnen gibt 
ja in einem Privatgespräch zu, daß das in der Fraktionssit­
zung nicht über die Bühne gehen könne, daß die Koo r­
d in i e ru ng zwischen Fachausschüssen und 
Haushaltsausschußdefacto nicht stattfindet. 
Dies ist der Mangel am bestehenden Verfahren, weswegen 
wir unseren Antrag eingebracht haaan. 

(Beifall bei der SPD) 

Erster Vizeprisldent Kamm: Nächsie Wortmeldung Herr 
Kollege Wengenmeier. Bitte. Herr Kollege! 

Wengenmeler (CSU): Herr Präsid~nt. meine sehr ge­
schätzten Damen und Herren! 

Erstens. Vorgut einem Jahrhat 
drüben im Plenarsaal des Senats. d 
fungsausschußdes Europäi 
mit den Präsidenten und Fachleuten 
derEG eine viertägige Kfausurtagu 
Klausurtagung dieses Parlamentsa 
päischen Parlaments war auch der Ir 
Gabert anwesend: er war jahrelan 
haltsausschusses des Bayerischen 
Bayerische Landtag vom Rechnungs 
Parlaments und von den Rechnun 
guten, detaillierten, öffentlichen Ber 
Staatshaushalts geradezu als muste 
nachzulesen in den eirschlägigen 

(Hört! Hört! bei der CSU - Zu 

- Man soll nur über etwas reden, wo 

(Heiterkeit bei der 
' z w e i t e n s möchte "-1 folgendes 

und Herren der Opposition, sprich: d 
Landtag! Wenn Sie vati Straffung der 
reden, dann meinen Silil damit sichert 
Verkürzung der Hau-'ialtsberatung 

r im Maximilianeum, 
Rechnungsprü­
hen Parlaments 

Rechnungshöfe in 
gehaltell. Bei dieser 
chu~ des Euro­

ere Kofl~ Voikmar 
Mitglie4 des Haus­
ndtags. Dort ist der 

rüfungs~mium des 
höfen n seiner 
ung des yerischen 
ültig gef bt worden, 
tokofle . 

f von c!ef SPD) 

man et-.;as versteht. 

SU) 

alten. ~·ne Damen 
SPD, im yerischen 
aushalt ratungen 
hauch e~e zeitliche 

(Abg. Dr. Wlfh&tn: Genau das undert +ich!) 

Ja, meine Damen und,Herren, das is genau d* Gegenteil 
von dem, was wir unjer genauer, fizifer B atung des 
Haushalts verstehen. Oberstes Rech eines Pa aments ist 
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das Budgetrecht. Und das wollen Sie durch eine Straffung 
beschneiden, mindestens zeitlich. 

(Zuruf des Abg. Klasen) 

Wenn Sie dieser Se 1 b s t k a s tri er u n g des Bayerischen 
Landtags beim Budgetrecht das Wort reden wollen, dann ist 
das Ihre Sache, nicht die unsrige. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir werden dagegen sein, weil wir meinen, daß sich das 
Parlament gerade in finanziell schwierigen Zeiten in be­
sonderem Maße mit den Finanzen dieses Staates, d. h. mit 
den Steuergroschen unserer Bürger zu befassen hat, Wir 
sind hier nur Vertreter des Volkes. Wir entscheiden hier1m 
Auftrag unserer Wähler über das Geld unserer Wähler, und 
wir wollen uns Zeit dafür nehmen, dies gründlich zu tun und 
gründlich zu beraten. 

(Abg. Klasen: Wer ist wir? Der Haushaltsausschuß? 
Gegenruf des Abg. Dr. Wilhelm: Das Pa,lamerit!) 

- Das Parlament, Herr Kollege Klasen! Ich habe gedacht, Sie 
sind schon lange genug in diesem Parlament, um zu wissen, 
daß das Parlament letzten Endes entscheidet, 

(Abg. Klasen: Na also!) 

und ich nabe gedacht, Sie sind lange genug in diesem Par­
lament, um zu wissen, daß es bei der Beratung der Einzel­
pläne und bei ihrer Verabschiedung eine Vielzahl von Ab­
änderungsanträgen in der letzten Lesung gegebe,n hat. Falls 
Sie sich nicht mehr daran erinnern können, lassen Sie es sich 
von mir ge~gt sein. 

(Abg. Klasen: Ich weiß aber auch, was mit denen passiert! 
- Zuruf der Frau Abg. König) 

Drittens. Sämtliche ausgaben- und einsparungsrele­
vanten Anträge, die hier im Bayerischen Landtag, von wem 
auch immer, eingebracht werden, gehen durch die.Fach -
au ssc h ü sse. Wenn ich andieVielzahl von Anträgen zur 
Haushaltsberatung, zu den 14 Einzelplänen insgesamt, 
denke, die auch von der Opposition - ich gehe davon aus, · 
auch innerhalb Ihrer Fraktion unter 5achverstäi1digen Ge­
sichtspunkten - gestellt werden, kann man wirklich nictit 
mehr die Behauptung aufstellen, daß sich die sogenannten 
Fachleute damit nicht insbesondere beschäftigt hätlen. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wir sind d.er 
Auffassung, daß sich das bisherige System der Beratung des 
Staatshaushalts, der 14 Einzelpläne, im Bayerischen Landtag 
bewährthat,undwirsollten am Bew·ährte.n festhal­
ten. 

Herr Kollege Loew und meioe Damen und. Herren von der 
Opposition, jetzt kommt ein· Viertes hinz4, und damit 
möchte ich meine Ausführungen schließen, nämlich die 
Tatsache, daß wir in E!ayern, nicht immerunumstritten,.das 
gebe ich zu, das System der Doppe·lhaushalte 
eingeführt haben. Man kann sicherlich geteilter Meinung 
darüber sein, ob sich die Doppelhaushalte bewährt haben. 
Wirsindder Meinung und sind davon überzeugt, daß sie sich 
bewährthabeo. Sie h41beo nämlich den ganz großen Vorteil, 
da8 die llurchgängige Bewirtschaftung der Steuergelder, die 
das Parlament genehmigt hat, besser ist.als bei jährlichen 
Einzelplänen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CSU) 

Wir haben hierzu, und das bitle ich auch feststellen zu dürfen, 
aueh das Instrumentarium der Verpflichtungser­
m 4 c h t i g u n gen auf eine Weise im bayerischen Staats­
haushalt zur Geltung gebracht,. wie es in vergleichbaren 
anderen Haushalten nicht der Fall ist. Damit ist die Gewähr 
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gegeben, daß gerade im Investitionsbereich, aber auch im 
kommunalen Finanzausgleich, die Bewilligung durch die 
s1aatsregi11run,9: sprich: .. die "1inislerien, in einer zeitlichen 
Abfolge vor"9enoni/nen WElrden kann, wie es nur beim Sy­
stem deii Oi>PPl!lh~~shalts' möglich ist. Ich bitte also, uns 
abzunehmen, dSß wiri;tavonübe~!!~gt sind, man sollte beim 
b[stieriger1.Sy$terri bl.eiben, um:l daher Ihren Antrag nicht 
akzeptieren köpnen·.' . 

·; (Beifall·befder CSU) 

Erster Vluprlsident Kamm: Keine weiteren Wortmeldungen 
mehr. , _.. 

. Wir kommen dann ·zu• Abstimmung. Hier hat die Frau 
Kollegin König als Berichterstatterin beantragt. ziffernweise 
abzustimrAen,Nach Rücksprache mit ihr ist sie bereit, über 
die Ziffern 1 bis4 insgesamt und dann über ZifferS getrennt 
abstimmen zu laSS;~n. 

Ich la~se abst.i.mme~91>er_gie ~.i ff er n 1,bis4 des Antrags. 
Der AussChuß hat d11j Ablehnung des Anttags empfohlen. 
Wer entgegen dieser Empfehlung für die Annahme ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Danke! Oie Gegenprobe. 
- Stimmllhthaltungen? ,_ Oie Zilfern 1 bis 4 des Antrags 
sind mit den· Stimmen der CSU gegen die Stimmen der SPD 
a,bgelehnt. 
·Jetzt komme ich .JQr Abstimmung über Ziffer 5 des An­
trags. Wer. hier zUSlimmen möchte·, den bitte ich um das 
Handzeichen.'"° Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. 
-Stimmenttraltungen?·~-Bei gleichem Abstimmungsver­
halten wie zuv.or ist·aucti dieser Antrag ab g e 1 eh n t. 

Ich rufe aaf.den··Pu nltM·1a der Tagesordnung: 

Wahl vo.n .!'ifhlberl!fl~ciitertlchen Mltgl~em und Stell-
verttetem cles''f!!rf8Sl!IJngsgerlcht!lhofs . . 

.- • • • •• - •• J 

Gemäß Artikel~ Abs11tz 2 des Ge„tzes über den Verfas­
sung!lgerichtshof sinc!, vom L~nd\a!j Hi.nichtberufsrichter­
liche Mitgiied<lr'uncfStellverfreier fGr die laufende Legisla­
turperiode zu wählen. Auf die Fraktion dl>r GSU entfallen 
zehn, auf di.e f'r~~tiqn der SPD fünJ Mitglieder. 

. <: ' • 

Von der· Fra.kt 1 on t:l!IT CSU wurde1ats Mitglieder benannt: 
SeppPrentl, HugoOIUiger, Karl Sc äfer: Wilhelm Winkler, 
Dr. Richard Hundhlllnmer, Paul iethei; Hanns-Martin 
Schmidramsl', Erich Sat1e,, Audi um, Geor.g Fendt. 

Als Stellvertreter wurden benannt: ans Winklhofer, Josef 
Spichtinger, Roland-Friedrich Me ner, Peter Widmann, 
Franz Krug, Gerhard Wacher, Dr. H rt KemJ>ller, Dr. Karl 
Lautenschläger, Si~fried Möslein Dr. Audi Richter. 

Von der Fraktion der SPD wurde als Mitgliedi>r benannt: 
Dr. Helmut Meyer,· Klaus Hahnz , Heinri:h Stranker, 
Dr. Gerd Sturm, Professor Suhr. 

Als Siellvertr.eter: Dto-Dieter Mron , Dr. Herl>ert Heinritz, 
Dr. Dietmar Habermeier, Herbert Gü lein, Allrtd Ledertheil. 

Wer der wahl der vorgeschlagenen 
Mitglieder des Vertassungsgerich 
vertreter zustimmen will, den bitte i 
- Gegenstimmen bitte ich anzuz 
tungen? - Bei Stimmenthaltung 
s t i m m i g so beschlOssen. 

Ich rufe auf Tagesordnungs'p 

N9uwattl eines beiUrsrtditenlcht 
IChen V~tähofs 

· chtberu~richterl ichen 
hofs und dere.l' Stell­
um ein ~andzeichen. 

igen. - ~timmenthal­
on Betrdffenen e i n -

nkt 11b: 

Mitglied~ ~ Bayer!-

Der Herr Ministerpriisident teilt mi hreibelt vom 28. No­
vember 1982 mit, dd der Vorsitzen e Aichtet,am Oberlan­
desgericht München, Karl Streich mit Ablauf des Monats 
November 1982 in den Ruhestand etreten iSt und gleich-
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zeitig auch aus seinem Amt als berufsrichterliches Mitglied 
des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs ausschied. Im 
Einvernehmen mit dem Präsidenten des Bayerischen Ver­
fassungsgerichtshofs schlägt der Herr Ministerpräsident vor, 
als Nachfolger für Herrn Streicher in seinem Amt als be­
rufsrichterliches Mitglied den Richter am Oberlandesgericht 
München, Ernst Karmas in, zu wählen. 

Wer mit der Wahl des Herrn Ernst Karmasin zum berufs­
richterlichen Mitglied des Bayerischen Verfassungsge­
richtshofs einverstanden ist, den bitte ich um das Handzei­
chen. -Gegenstimmenbitte ich anzuzeigen. - Stimment­
haltungen?- Bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD so 
beschlossen. 

Ich rufe auf den 

Drfngllchkeitsantrag der Abgeordneten Dr. Rothemund, 
Dr. Seebauer, Dorsch und Langenberger und Fraktion be­
treffend Verkauf der Firma Grundig an Thomson-Brandt 
(Drucksache 10/112) 

Wird der Dringlichkeitsantrag begründet? 

(Abg. Dorsch: Ja!) 

- Der Dringlichkeitsantrag wird begründet. Herr Kollege 
Dorsch, bitte! 

Dorsch (SPD): Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Nach dem vorliegenden Dringlichkeitsantrag der SPD­
Fraktion soll der Landtag beschließen: 

1. Der geplante Verkauf der Firma Grundig an den franzö­
sischen Konzern Thomson-Brandt darf wegen der damit 
verbundenen Gefahren für die Zukunft der gesamten 
deutschen Elektronik-Industrie und deren Arbeitsplätze 
nicht vollzogen werden. 
Aus diesem Grund und wegen der damit verbundenen 
Wettbewerbsverzerrungen wird die Staatsregierung 
aufgefordert, in notwendigen kartellrechtlichen Verfahren 
ein Fusionsverbot zu erreichen. 

2. Die Staatsregierung wird beauftragt, Verhandlungen über 
eine Kooperationslösung auf europäischer Ebene zu 
führen, die das Weiterbestehen der deutschen Unter­
nehmen absichert. 

Ich verweise.zur BegründUng dieses Antrags auf die ein­
schlägige Debatte am 9. Dezember im Wirtschaftsausschuß. 
Dort war man sich grundsätzlich einig. daß gegen den ge­
planten Verkauf der Firma Grundig an den französischen 
Staatskonzern Thomson-Brandt alles Erdenkliche getan 
werden muß. um den verheerenden Folgen in Form des 
drohenden Verlustes von 26 000 Arbeitsplätzen in Bayern 
wirksam zu begegnen. Ur~chHch für diese große Sorge sind 
die Marktsituation und die vorhandenen europäischen· 
Produktionskapazitäten im Zusammenhang mit den japa­
nischen Billigimporten für den gesamten Fertigungsbereich 
der Firma Grundig, die eine Marktbereinigung zu Lasten der 
Arbeitsplätze der Firma Grundig befürchten lassen. 

Die Firma Grundig ist in Süddeutschland ein bedeutender 
Arbeitgeber für hochqualifizierte Mitarbeiter - im Mana­
gement, in der Forschung und Entwicklung sowie in der 
Technik. · 

Es liegt nahe, daß auch diese Arbeitsbereiche in absehbarer 
Zeit Gegenstand von Rationalisierungsüberlegungen mit 
einer Verlagerung zum Hauptgesellschafter Thomson­
Brendt werden. Außerdem hat sich eine Reihe von Zulie­
fellfirmender Firma Grundig mit ihren Erzeugnissen auf die. 
Wirtschaftskraft der Firma Grundig verlassen, so daß zu 
befürchten ist, daß auch dort Arbeitsplätze in Gefahr geraten. 

Mit dem Geschick der Firma Grundig sind also viele Familien 
unmittelbar und mittelbar verbunden. Deren und unsere tiefe 
Sorge um den Fortbestand der Firma Grundig bedrückt um 
·so mehr, als in Zukunft eine alternative Beschäftigungs­
möglichkeit für die Betroffenen nicht erkennbar ist. 

Konkret verbinden sich mit dem geplanten Aufkauf der Firma 
Grundig durch Thomson-Brandt - es ist keine Fusion und 
schon gar keine Kooperation, sondern ein.Ausverkauf der 
Firma Grundig - folgende Befürchtungen: 

1. Es gibt dann in Deutschland kein namhaftes Unternehmen 
mehr auf diesem Markt. 

2. Die technische Entwicklung und das Know-how des Vi­
deomarktes wandern ab. 

3. Der französische Staatskonzern wird sich im Zweifelsfall 
immer für die französischen.Arbeitsplätze entscheiden. 

4. Mögen auch die Betriebsstätten oder Werke der Firma 
Grundig über einige Zeit erhalten bleiben, das Unter­
nehmen Grundig wird zweifellos untergehen. 

Daß in einer solchen Situation Landtag und Staatsregierung 
besonders gefordert sind, ergibt sich aus der obersten 
Grundlage ihres Handelns, nämlich der Bayerischen Ver­
fassung. Sie bestimmt in Artikel 103 Absatz2, daß.Eigen­
tumsgebrauch auch dem Gemeinwohl zu dienen habe, 
verbietet in ihrem Artikel 156 die Kartell- und Konzernbil­
dung, spricht in ihrem Artikel 157 davon, daß Kapitalbildung 
nicht Selbstzweck, sondern Mittel zur Entfaltung der 
Volkswirtschaft zu sein habe, und verpflichtet durch ihren 
Artikel 158 das Eigentum gegenüber der Gesamtheit. Nach 
unserer Verfassung hat ferner die gesamte wirtschaftliche 
Tätigkeit dem Gemeinwohl mit der Maßgabe zu dienen, daß 
die wirtschaftliche Freiheit ihre Grenzen in der Rücksicht auf 
den Nächsten findet und die selbständigen Klein- und Mit­
telstandsbetriebe gegen Überlastung und Aufsaugung zu 
schützen sind. Ähnliches gilt nach Artikel 14 Absatz 2 des 
Grundgesetzes sowie nach seinem Artikel 74Nummer16, 
wonach vor Mißbrauch wirtschaftlicher Macht staatlicher­
seits zu schützen ist. 

Weil, wie es in Artikel 166 Absatz 1 ller Bayerischen Verfas­
sung heißt, Arbeit die Quelle des VOikswohistandes ist und 
unter dem besonderen Schutz des staates steht, bitte ich Sie, 
meine Damen und Herren, um Zusttmmung zu dem in Rede 
stehenden Dringlichkeitsantrag d• SPD-Fraktion. 

tBeifall bei der PD) 

Erster VlzeprlsldeM Kamm: Dami ist der Dringlichkeits­
antrag begründet. Wortmeldunge . - Herr Staatssekretär 
von Waldenfels, bitlle! 

Staa-kratllr Dr. Freiherr von Wa 
meine Damen und Herren! Dieser 
mir Gelegenheit, noch einmal die 
die Bayerische StaMsregierung ve 
Wirtschaftsminister hat sie am 
schaftsausschuß dargelegt; der b 
dent hat sie in verschiedenen Außer 
bekanntgegeben. 

fela: Herr Präsident, 
inglichkllitsantrag gibt 
undsätzlfche Linie, die 
olgt, darfustellen. Der 
Deze•r im Wirt­

erische '1inisterpräsi­
ngen zu diesem Thema 

Uns geht es darum, Herr Kollege D rsch, - iqh glaube, das 
ganze Hohe Haus istt>ler einer Mein ng - , di*Arbeitsplätze 
im Bereich der Unt..,-haltungselekt o. nik, um . as Thema zu 
erweitern. insgesamt zu erhalten. as müss wir als Poli­
tiker tun - das gilt nicht nur für yern, s dern für die 
Bundesrepublik insgesamt -, u diese Ar itsplätze zu 
erhalten? 

Ich teile die Sorgen .<die hier zum A 
möglicherweise du lieh eine Überna 
den großen franzöiiischen Konze 
Verschiebungen im lt.rbeitsmarktb 

i 
ruck kot>men, daß es 

me von drundig durch 
Thomscm-Brandt zu 

·eh kominen kann.die 
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wir nicht wollen. Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, 
- mit Genehmigung des Herrn Präsidenten - aus einer 
Erklärung des bayerischen Ministerpräsidenten in 
Paris vom 7. Dezember zitieren: 

Wir haben zur Zeit das schwerwiegende 
Thema, daß einer der größten deutschen 
Elektrokonzerne, Grundig, in einigen 
Jahren nicht mehr wettbewerbsfähig ist. 
Trotz grandioser Leistungen wird er in 
einigen Jahren vom Markt verschwinden, 
wenn er nicht in einen größeren Verbund 
sich einreiht, und deshalb bin ich der 
Meinung: Wir brauchen in Europa einen 
Elektrokonzern, der die Größenord­
nungen unserer japanischen Konkur­
renten einigermaßen darstellt. Sonst 
werden wir unterliegen. 

Soweit das Zitat aus der Erklärung des Herrn Ministerprä­
sidenten in Paris. Das ist auch die Linie, auf der wir uns in den 
letzten Wochen und Monaten bei den verschiedensten 
Verhandlungen bewegt haben. Der bayerische Wirt­
schaftsminister hat mit allen Beteiligten in den letzten Wo­
chen und Monaten gesprochen: mit den Vertretern des 
französischen Konzerns Thomson-Brandt und mit anderen 
möglichen Übernehmern. 

Ich darf Ihnen vielleicht hier sagen, daß wir Herr Kollege 
Dorsch, allein mit dem Zitieren der Bayerischen Verfassung 
und des Grundgesetzes Arbeitsplätze nicht werden erhalten 
können. Unser Problem ist es, die internationale Wettbe­
werbsfähigkeit zu erhalten und dauerhaft Arbeits -
p 1 ätze in unserem lande ohne Emotionen k o n k ur­
re n z fähig zu halten. Das gilt insbesondere für Grundig, 
der ja auch im Grenzland einiges an Arbeitsplätzen ge­
schaffen hat. Heute findet ein entscheidendes Gespräch für 
eine Alternativlösung statt. Die Firmen Siemens, Bosch -Sie 
kennen die möglichen anderen Übernehmer- sind dabei, 
im Wege der Verhandlung eine mögliche andere Konzeption 
aufzubauen, die wir begrüßen würden. Ich sage ausdrück­
lich, daß wir eine deutsche Lösung einer französischcdeut­
schen Kooperation vorziehen würden. Aber die Möglich­
keiten, die die Bayerische Staatsregierung hat, sind be­
grenzt. Sie wissen, daß nur über das Kartellrecht eine Ein­
wirkung möglich ist. Wir werden unsere wettbewerblichen 
Bedenken dem Bundeswirtschaftsminister mitteilen und auf 
die gesamtwirtschaftliche Bedeutung einer solchen mög­
lichen Fusion hinweisen. Eine wie immer gearteie Zusam­
menarbeit auf deutscher oder europäischer Ebene darf nicht 
dazu führen, daß es in Bayern zu massiven Arbeits­
platzverlusten k"!mmt. 

Die Entscheidung, die i.n diesen Tagen zwischen Grundig 
und möglichen Bewerberuriternehmen ansteht, kann von 
uns nicht anders beeinflußt werden als durch die Darstellung 
seitens der Bayerischen Staatsregierung aus wirtschafts­
politischer Sicht auch im Hinblick auf das Zonenrandgebiet. 
Wir haben in den vergangenen Wochen alles getan, um un­
sere Meinung bei den Verhandlungen mit der Konzernspitze 
dllutlich zu machen. Wir hoffen sehr. daß es uns gelingt, zu 
einer größeren deutschen Lösung zu kommen. Ich begrüße 
deswegen auch den Dringlichkeitsantrag, damit man in den 
Ausschüssen darüber noch einaml reden kann. Denn die 
Sorge um den Erhalt der international wettbewerbsfähigen 
Arbeitsplätze in Bayern verbindet uns in diesem Hohen 
Hause alle gemeinsam. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Kainm: Keine weitere Wortmeldung 
mehr. Ich schlage vor, den Dringlichkeitsantrag an den 

Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr und an den Ausschuß 
für Sozial-, Gesun.dheits- und Familienpolitik zu über­
w eisen. Damit ist das Hohe Haus einverstanden. 

Dieser Drlnglichkeitsantrag ist gemäß §66 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung behandelt worden. Ebenso sind nach § 66 
Absatz 2 der Geschäftsordnung auch die übrigen während 
der Vollsitzung noch eingegangenen Dringlichkeitsanträge 
zu behandeln. 

Ich rufe auf den 

DrlngHchkeltsantrag der Abgeordneten Dr. Rothemund, 
Karl Heinz Müller, Burkel und Fraktion der SPD betreffend 
Mletrechtslnclerungsgesetz (Drucksache 10/110) 

Wir der Antrag begründet? - Das ist der Fall. Bitte, Frau 
Kollegin Burkei' 

Frau Burkel (SPD): Herr Präsident. meine Damen und 
Herren' Der Dringlichkeitsantrag lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 
den von der Bundesregierung einge­
brachten Mietrechtsänderungsgesetzen 
im Bundesrat nicht zuzustimmen. 

Über die Sozialdemokratische Pressekorre­
spondenz hat die SPD bereits am 23. November 1982 die 
Staatsregierung aufgefordert, der Änderung des Miet- und 
Wohngeldrechts im Bundesrat nicht zuzustimmen. Der 
Grund dafür war damals, daß aufgrund der Koalitionsab­
sprachen der CDU /CSU mit der FDP die vorgesehenen 
Veränderungen erkennen ließen, daß diese für die Mieter, 
insbesondere in den Ballungsgebieten und ihrer Umgebung, 
katastrophale Auswirkungen haben würden. 

Wir haben damals in der sp1< eingehend aufgeführt, worum 
es uns geht. Da aber letzten Freitag im Bundestag das Gesetz 
beschlossen wurde und bereits morgen im Bundesrat dar­
überverhendeltwerden soll, haben f'ir uns genötigt gesehen 
- der Herr Bundeswohnungsbautninister hat unsere An­
derungen leider nicht aufgenom"1en -, den Dr:nglich­
keitsantrag einzureichen. 

Meine Damen und Herren, es ist in 
Überweisung deS Dringlichkeitsan 
wäre schon zu spät. Es muß als 
Dringlichkeitsantrag abgestimmt 
Zustimmung zu di41Sem Antrag de 
leicht fallen sollte wie uns. Ich m 
gehen; denn Sie haben gehört und 
die mit Mietern zu tun haben, wisse 
Probleme liegen. 

r Tat fünf vor zwölf. Die 
ages an die Ausschüsse 
heute noch über den 

rden. Ich meine, daß die 
CSU-Fraktion genauso 
sicher nicht ins Detail 

elesen, IM'ld diejenigen, 
aus erster Hand, wo die 

Außerdem hat Herr Ministerpräs ent Strauß in seiner 
Regierungserklärung am 18. No mber, alf;O noch nicht 
einmal vor vier Wochen, festgeste t - ich dtrf mit Geneh­
migung des Herrn.Präsidenten w rtlich zitieren - : 

Für kinderreiche und jun 
die alten Menschen, für 
Schwerbehinderte steh 
zu wenig- preiswerte 
Verfügung. 

e Familie:.i, für 
ussiedler und 
weiterhin viel 
hnungen zur 

Diese Feststellung des Herrn Mini terpräsidenten in seiner 
Regierungserklärung war richtig. ichtig ist tber auch, daß 

' die vom BundeswQhnungsbaumi ister vorgesehene Miet­
rechtsänderung den Bestand an pr ·sgünstigfn Wohnungen 
drastisch reduzieren würde. Wen der HerrtAinisterpräsi­
dent feststellt, daß.-irviel zu weni preiswer1e Wohnungen 
haben, dann ist dai sicher keine infach so dahingesagte 
Feststellung, sondern eine Aussa e mit dem Bestreben -
wie ich annehme-, die.Verhältn se zu verbessern. 
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(Burkei [SPD]) 

Mit unserem Dringlichkeitsantrag, mit unserer Bitte, dem 
Gesetz im Bundesrat seitens der Bayerischen Staatsregie­
rung nicht zuzustimmen, wollen wirerreichen,daß sich die 
Situation nicht verschlechtert. Die SPD-Fraktion will also 
zusammen mit Ihnen, Kolleginnen und Kollegen der CSU­
Fraktion. der Bayerischen Staatsregierung für morgen eine 
Rückens t ä r k u n g durch das Parlament geben, damit sie 
im Bundesrat der Gesetzesänderung nicht zustimmt. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch kurz fest­
stellen, es ist kein Hirngespinst oder eine Angstmacherei der 
SPD, daß die Verabschiedung des Miet- und Wohngeld­
rechts zu ganz eklatanten Mieterhöhungen führen 
würde. Der Umwandlungsspekulation würde Tür und Tor 
geöffnet. Die Staffelmiete würde die Mieter in große seeli­
sche, weil finanzielle, Schwierigkeiten bringen. Seelische 
Schwierigkeiten ergäben sich deswegen, weil wir wissen, wie 
unsere Bürger sind. Sie leben nicht von der Hand in den 
Mund, sondern machen sich Gedanken, ob sie das noch 
bezahlen können. Unsere Bürger sind nicht oberflächlich. 
Die Schwierigkeiten entstünden, weil die Neubaumieter sich 
auf Jahre hinaus per Unterschrift mit Mieterhöhungen ein­
verstanden erklären müßten. Sie müßten aus einer Notlage 
heraus einen Blankoscheck unterschreiben, weil sie gar 
nicht wissen, wie sich ihr Einkommen entwickeH. Sie wissen 
auch nicht. wie sich die Lebenshaltungskosten erhöhen 
werden. Auf der anderen Seite können sie heute schon ab­
sehen, daß viele individuelle Hilfen - ich nenne nur das 
BAföG - gestrichen werden. Das bedeutet einen dreifachen 
Angriff auf das Budget der Familie. In dieser Situation wird 
die Unterschriftsleistung für automatische Mieterhöhungen 
verlangt. 

Für die Mieter in Altbauwohnungen gilt es· noch viel 
schlimmere Auswirkungen einer Staffelmiete zu verhindern. 
Man könne dagegen argumentieren - das war auch schon 
der Fall -. daß Mieter in einem Althausbesitz mit einer 
Staffelmiete einverstanden sein müssen, ansonsten kann 
man sie gar nicht einführen. Wir wissen doch selber, daß das 
nur. Theorie ist. In der Praxis sieht das ganz anders aus. 

(Zuruf von der CSU: 0 mei, o mei!) 

-Wenn Sie da lachen- ich kenne Sie noch nicht-, dann 
kommen Sie vielleicht nicht aus einem Ballungsgebiet oder 
seiner Umgebung und kennen die Praxis nicht. Nehmen Sie 
es mir nicht übel, aber dann sollten Sie sich informieren. 
Wenn nämlich der Mieter in seiner Notlage nicht unter­
schreibt, wie lange kann er dann wohl noch in der Wohnung 
bleiben? So sehen die Tatsachen aus. Es handelt sich wirk­
lich um keine Angstmacherei der SPD. Uns bewegt die echte 
Sorge um unsere Mieter. Es ist unsere aufrichtige Über­
zeugung, wenn die Mietrechtsänderung, so wie sie in der 
letzten Woche vom Bundestag verabschiedet worden ist, 
Rechtskraft erhalten würde, hätte sie tiefgreifende, von uns 
nicht hinnehmbare Folgen für die Mieter. Daß unsere Ansicht 
bittere Wahrheit ist, zei9t. daß_ sich auch der Mieterverein 
vehement gegen die Mietrechtsänderung gewandt hat. Sie 
können sich denken, daß es ohnehin Aufgabe des Mieter­
vereins ist, dagegen zu sein. Gut, es hat sich aber nicht nur 
der Mieterverein gegen diese Änderungen gewandt, sondern 
eine breite Schar kompetenter Leute und Institutionen. Der 
Verba~d der Gemeinnützigen Wohnungswirtschaft hat 
ebenfalls erhebliche Bedenken angemeldet. 

Der Deutsche Städteverbandführthinsichtlichder 
Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen fol­
gendes aus- ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsi­
dente" nur einen Absatz zitieren-: 

Der Gesetzentwurf sieht für Umwand­
lungsfälle weder die Einführung eines 

Vorkaufsrechts für Mieter noch die Ver­
längerung der Sperrfrist für Eigenbe­
darfskündigungen vor. Angesichts der 
gravierenden Verdrängungsprobleme, 
die in Ballungsgebieten aus den Um­
wandlungsfällen resultieren, bittet der 
Städtetag dringend, für Umwandlungs­
fälle sowohl die Einführung des Vor­
kaufsrechts für Mieter als auch die 
Sperrfristverlängerung für Eigenbe­
darfskündigungen von 3 auf 5 Jahre 
weiter zu verfolgen. 

Das ist die Stellungnahme des Deutschen Städteverbands, 
meine Damen und Herren, nicht etwa die Meinung der SPD: 
Wenn es nach uns ginge, würden wir sogar ein Umwand­
lungsverbot für die Ballungsgebiete fordern. Neben dem 
Deutschen Städteverband hat sich auch der Bayerische 
Städteverband unter dem Vorsitz Ihres CSU-Parteifreundes 
Deimer dagegen gewandt und Bedenken angemeldet. Sie 
könnten jetzt natürlich darauf verweisen, daß Herr Deimer 
schon öfters eine andere Auffassung vertreten hat als die 
übrige CSU. „Okay" möGhte ich da auch wieder auf gut 
bayerisch sagen. 

(Allgemeine große Heiterkeit) 

- Ich bin jetzt wirklich froh, daß ich Sie wenigstens zum 
Lachen gebracht habe, nachdem meine Ausführungen 
bisher bei Ihnen noch keine Proteste hervorgerufen haben. 
Hoffentlich werden Sie unserem Antrag zustimmen. Darauf 
habe ich mich schon gefreut. Ich möchte mich ja nicht in Ihre 
parteiinternen Meinungsverschiedenheiten einmischen, 
aber als Vorsitzender des Bayerischen Städteverbandes 
spricht Herr Deimer doch nicht pro domo, sondern für alle 
Gemeinden, und in diesem Fall wohl überlegt. 

Als letztes darf ich hier noch eine mahnende Stimme zitieren. 
von der ich hoffe. daß zumindest diese IQr Sie kompetent sein 
wird, wenn es schon dieanderen bish„r nicht waren. Es ist 
nämlich die Stimme des CSU-Bezirk vorsitzenden Erich 
Kiesl, seines Zeichens auch Oberbür ermeister der Lan­
deshauptstadt München. Er hat nach B n QS!!Chrleben. Der 
Schriftwechsel ist sehr vielseitig und urde ja bekanntlich 
auch veröffentlicht. Nach vielen A kündiguilgen und 
Presseerklärungen istl!rschließlich nac Bonn gelihren und 
hat dort den .Standpunkt der Landes uptstadt München 
Punkt für Punkt vorgetragen. Aus di seitenlangen Stel­
lungnahme des Oberbürgermeisters und CSU-Bezirks­
vorsitzenden Kies 1 möchte ich mit Ge hmigungdes Herrn 
Präsidenten zitieren: 

Auch denen, die mit Umwa 
Haus- in Wohnungseigentu 
verdienen, win der Oberbü 
einen Riegel Vl)rschieben. N 
Vorschlägen soll nämlich de 
Mieter der Wotinung ein Vo 
erhalten und außerdem durc 
längerung der Kündigungs! 
Jahre vor Eigenbedarfskün 
schützt sein. 

lung von 
ihr Gelfl 

ermeistet 
h seineil 

bisherig• 
aufsrecrt 
eine Vef!" 
tauf fürf 

·gung g9t 

In den Gesetzen ist das alles aber cht berü 
worden. Nehmen Sie cltch bitte zur K 
nicht nur um die Landeliheuptstadt M · 
alle bayerischen BallunQ!l{lebietegeht; 
engere und weiter Umgebung, die in de 
Nachdem Ihr ParteifreU11d und Münch 
ster Erich Kiesl in Bonn flicht erfolgrei 
letzten Freitag im MünQhner Ratha 
den einschlägigen c;>eseti:en stattgefun 
Sie es gelesen. 

(Abg. Loew: Das war ein Na 

nsou 
lbenSi 

r Oberb rgermei­
h war, ha noch am 
sein Ha,.ringzu 

. Vielleicht haben 
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(Burkei [SPD]) 

- Herr Kollege loew, Sie sagen es und geben mir damit das 
Stichwort. Es war schon irgendwie komisch, wenn man 
bedenkt, daß die Gesetze am Vormittag beschlossen worden 
sind und am Spätnachmittag ab 17 Uhr dann ein Hearing mit 
sogenannten Experten und Betroffenen im Münchner Rat­
haus stattgefunden hat. Ehrlicherweise sollte man aber 
zugeben, daß das nur noch eine Politschau war, denn die 
dort ausgetauschten Argumente mußten doch bei Gott dem 
Herrn Bundeswohnungsbauminister schon aufgrund der 
vielen Briefe und Einwände bekannt gewesen sein. Es wäre 
ja noch schlimmer, wenn ein Gesetz beschlossen worden · 
wäre, ohne dessen .Inhalt und Auswirkungen im einzelnen zu 
kennen,.wobei sowieso manches komisch ist, was ich hier 
aber nicht näher ausführen möchte, um Schärfen zu ver­
meiden. Hier geht es uns nämlich allein um die Verab­
schiedung unseres Antrags. Ich war bei dem besagten 
Hearing selbst anwesend und habe den Eindruck, daß dieses 
vielleicht eine Beruhigungspille für die Mieter hätte sein 
sollen. Es war aber keine Beruhigungspille. Glauben Sie mir. 
Die Mieter wurden dadurch nur aufgewühlt und verärgert. 
Man soll aber immer an das Gute im Menschen glauben, 
wenn es auch manchmal schwer fällt. Bei dem Hearing 
wurde gesagt, daß das letzte Wort noch nicht gesprochen sei. 
Dies wurde insbesondere betont, als die harten Angriffe auf 
die Gesetze erfolgten. Das letzte Wort ist demnach also noch 
nicht gesprochen. Gerade das läßt uns aber wieder hoffen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Vielleicht wird mehrheitlich 
doch eine Anderung erreicht, wenn die CSU im Bundesrat 
morgen Einspruch erhebt. 

Das vorgenannte Hearing machte noch einmal deutlich, wie 
berechtigt die Bedenken gegen die vom Wohnungsbau­
minister vorgesehene Mietrechtsänderung sind. Herr Viz­
thum vom Verband freier Wohnungsunternehmen hat dort 
zum Beispiel die Staffelmiete als ,,ersten Schritt in die richtige 
Richtung" bezeichnet. Darauf kann man nur antworten: 
Nette Aussichten für die Zukunft. Also nur ein erster Schritt 
in die richtige Richtung. Wenn das dieser Mann sagt, weiß 
man ja, daß alle Warnungen und Bedenken hinsichtlich der 
auf die Mieter zukomenden Entwicklung richtig waren. 

Der Herr Ministerpräsident hat in seiner Regierungserklä­
rung ausgeführt, daß zur Demokratie die Opposition gehöre; 
wenn es sein müsse, eine harte Opposition. Wir von der 
Opposition, meine Damen und Herren von der CSU, möch­
ten mit dem vorliegenden Dringlichkeitsantrag der Staats­
regierung im lnlel'l!SS8 der Mieter durch Parlamentsbeschluß 
den Rücken stärken, damit sie bei den Beratungen im 
Bundesrat gegen die Mietrechtsänderungsgesetze ihr Veto 
einlegt. verantwortungsvolle Regierungsarbeit bedeutet 
doch Gemeinsamkeit dort, wo es darauf ankommt, und ei­
nem Antrag gegebenenfalls auch dann zuzustimmen, wenn 
er von der Opposfflon komrn.t. Liebe Kolleginnen und Kol­
legen, der Bürger wartet darauf. Denken Sie daran, daß 
80 Prozent der Wähler in unseren Gemeinden Mieter sind. 
Tragen Sie durch Ihre Abstimmung dazu bei, daß die Ge­
witterwolken am Mieterhimmel wieder abziehen, und lassen 
Sie von der rechten Seite Ihren CSU-Bezirksvorsitzenden 
und Münchner Oberbürgermeister Erich Kiesl nicht im 
Regen stehen. Der ist sowieso schon genug geduscht. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ich bitte um Zustimmung. 

(Starker Beifall bei der SPD) 

PrilSldent Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr.Matsch!. 

(Ah! bei der SPD -Abg. Dr. Wilhelm: 
Was heißt das? Freut Euch doch!) 

.. ) 

Dr. Maischi (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

(Abg. Loew: Sind Sie der Meinung 
des Herrn Kiesl oder nicht?) 

Wir werden den Antrag der SPD ablehnen. 

(Ah! bei der SPD - Glocke des Präsidenten) 

Wir werden ihn ablehnen. Zunächst ist es ganz natürlich, 
einmal daran zu erinnern, daß das Mietrechtsände­
ru ngsgesetz n ich! zusti m mu ng spfl i cht ig ist und 
deshalb die Beschlußfassung im Bundestag durch einen 
Einspruch des Bundesrats nicht aufgehalten werden kann. 
Der Einspruch kann vielmehr mit der Mehrheit der Mitglieder 
des Bundestags zurückgewiesen werden. Das muß man, 
glaube ich, deshalb sagen, um auch die Bedeutung Ihres 
Antrages richtig einschätzen zu können - die Bedeutung 
eines Antrags, der zum guten Teil deswegen gestellt ist, um 
Sie ein bißchen im anstehenden Wahlkampf zu unterstützen, 

(Abg. Loew: Sind Sie der Meinung 
von Herrn Kiesl oder nicht?) 

aber nicht, um das Los der Mieter zu bessern, wie Sie aus­
führen und glauben machen wollen. Es geht.darum, etwas zu 
tun, was Sie dann vorweisen können, wohl wissend, daß ein 
solcher Antrag nichts an der Beschlußlage ändert; das 
wissen Sie. 

zweitens, meine Damen und Herren! Sie von der Opposition 
tunso,alshätteesnieeinen Gesetzesbeschluß der 
a 1 ten Koalition vom 27. Mai dieses Jahres gegeben. 

(Beifall bei der CSU) 

Wäre Ihnen nicht-die Macht entglitten, wäre sie Ihnen nicht 
aus den Händen genommen worden, dann würden Sie, 
meine Damen und Herren, das beschUeßen und beschlossen 
haben, nämlich eine Staffelmiete uM eine Vereinfachung 
und Beschleunigung des Mieterhöhungsverlahrens und all 
diese Dinge. 

(Frau Abg. Burkei: Im Altbau?! -
Abg. Loew: Das stimmt doi:h gar nicht!) 

-Nun, gut. Wenn Sie von Stall !miete im Altbau 
sprechen, möchte ich Ihnen etwas gen; ich werde darauf 
gleich noch zu sprechen kommen. a tun Sie so, als wäre 
dies sozusagen der casus belli. Mei e Damen und Herren, 
Sie wissen genau, welche geringe B deutung die Möglich­
keit des neuen Abschlusses von affelmiel'ferträgen im 
Bestand überhaupt hat. Sie wissen ehr genau, welch ge-
ringe Bedeutung das hat, weil ein 1 eine solche Verein-
barung nur im Fall de&Neuabschlus möglicli ist, weil zum 
anderen bestehende Mietverträge ü erhaupt nicht berührt 
werden und weil schließlich kein eter genötigt ist, sich 
darauf überhaupt einzulassen. Es is einfach eine schlichte 
- - wie soll ich es sagen? 

(Abg. Karl Heinz Müller: Seie Sie vorsichtig!) 

Frau Burkei,esisteineschlicht Ve•dr~hung der 
Tatsachen, wenn Sie sagen: We n der Mie!er nicht un­
terschreibt, dann wisse er nicht, wi lange er ~nn noch in 
der Wohnung bleiben könne. Seh n Sie, d~ sind jene 
Formulierungen, die Sie anscheine gebrau hen, um die 
Mieter zu beruhigen. Nein, Sie ge rauchen, ie, um die 
Mieter, die nicht in Sorge sind, in Sor zu setzefi. Sie setzen 
sie mit dergleichen Forrnulierunge in Sorge. 

' ' 
(Zustimmung bei der SU - : 

Abg. Karl Heini Müller: Das is ungeheuerlich!) 

- Mögen Sie das so ungeheuerlich 
Jen; das ist völlig gleich. Sie setzen di 
Erklärungen in Sorge, in Angst, 

den, wie,Sie nur wol­
ieter mitdergleichen 
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(Dr. Matsch! [CSU]) 

(Abg. Karl Heinz Müller: 
Sie werden zittern, Herr Matsch!!) 

um damit die Ernte in die Scheune fahren zu können, di~ Sie 
sich erhoffen. 

Aber dafür, daß es nicht so ist, ist der Präsident des Deut­
schen Mieterbundes, Herr Jahn, selbst Kronzeuge. Er 
schreibt in seinem Vorwort zur Mieterbroschüre den Satz 
-ich zitier mit Genehmigung des Präsidenten-: 

Der heutige Mieterschutz 

- das sagt Herr Jahn, Präsident des Deutschen Mieter-
bundes - · 

ist offensichtlich besser, als viele Mieter 
wissen. Anders ist es nicht zu erklären, 
daß auch heute immer noch Mieter in 
Angst vor Kündigung ihres Mietverhält­
nisses leben. 

Gerhard Jahn! 

(Abg. Koch: Wann war denn das? -
Abg. Warnecke: Herr Maischi, haben Sie 
nicht auch eine Broschüre geschrieben?) 

- In seiner Broschüre; lesen Sie es bitte nach! 

Nun will ich Ihnen folgendes sagen, meine Damen und 
Herren. Am 27. Mai haben Sie im Mietrechtsänderungsge­
setz eine Ve re i nf ach u n g des Miete rh öh u n g s­
verf a h rens nachdem Vergleichsmietensystem und eine 
Aktualisierung der Vergleichsmieten beschlossen. Sie haben 
die Zulassung von Staffelmietvereinbarungen für Wohn­
raum, derab 1. Januar 1981 bezugsfertig wird, vorgesehen. 
Sie haben eine Regelung über Zeitmietverträge beschlossen; 
Sie haben eine Vereinheitlichung der Duldungspflicht des 
Mieters beschlossen. Das alles waren ja Ihre Beschlüsse vom 
27. Mai 1982. 

Meine Damen und Herren, da wir davon sprechen: Dieser 
Beschluß des Bundestages, gefaßt von der letzten 
K o a 1 i t i o n, fiel ja nicht aus heiterem Himmel, sondern er 
hatte eine lange Vorgeschichte. Diese muß man kennen, um 
auch zu verstehen. was jetzt von der Koalition als Mietrecht 
beschlossen worden ist. 

Da gab es am 17. Oktober 1974 eine einstimmige Er­
k lä ru n g des Deutschen Bundestages zu dem 
damals verabschiedeten zweiten Wohnraumkündigungs­
schutzgesetz. in welcher der Bundestag aufgefordert wird, 
eine Gesetzgebung auf dem Gebiet des Mietrechts unter 
dem Gesichtspunkt der Kosten- und Marktorien­
tierung zu bet{.eiben. Der Bundestag hat die Bundesre­
gierung beauftragt, eine El'fahrungsbericht über die Aus­
wirkungen des Gesetzes vorzulegen. 

Aber nun ist etwas ganz Sonderbarespassiert, nämlich daß 
sich dieser Erfahrungsberich vor der Bundestagswahl 1980 
eine riesige Mühe gab darzulegen, daß es einen Zusam­
menhang zwischen Mietgesetzgebung und nachlassender 
Wohmmgsbautätigkeit nicht gebe. Das hat damals dieser 
geschönte Bericht der Bundesregierung vor der Wahl 1980 
ausgesagt. Aber nach dem 5. Oktober 1980 hat der damalige 
Bundeskanzler Helmut Sc h m i d t in seiner Regierungs­
erklärung vom 19. November 1980 einer staunenden 
Fach-1) mitgeteilt, daß zur Überwindung des Woh­
nwngsmangels mehr M a-rk twi rtsc h a fterforderfichsei. 
vorher gab es diesen Zusammenhang, nicht; aber am 
19. November. nach der Wahl, hat Helmut Schmidt eben 
diesen Zusammenhang in seiner Regierungserklärung 
ausgesprochen und ihn zum Programm seiner Regierung· 
erhoben. 

Aufgrund der Regierungserklärung vom 19. November 1980 
hat sich die damalige Koalition daran gemacht, ein neues 
Mietrecht zu gestalten und einen neuen Entwurf einzu­
bringen. Das ist eben der Gesetzesbeschluß vom 27. Mai 
1982 geworden. Meine Damen und Herren, das sind die 
Zusammenhänge. 

Wir werden Ihrem Antrag schon deshalb nicht zustimmen, 

(Frau Abg. Burkei: Weil er von uns ist!) 

weil wir unter gar keinen Umständen etwa incidenter das 
billigen können oder dem beitreten können, was Sie nun in 
diesen Gesetzentwurf hineinlegen und was Sie zur Ver­
unsicherung der Mieterschaft alles in die Welt 
setzen. Das ist ja ganz schlimm: 50 Prozent Mieterhöhungen 
würde es demnächst geben. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Wer hat das gesagt?) 

- Ich glaube, das hat Ihr Herr Manfred Schmidt behauptet! 

(Abg. Karl Heinz Müller: Wo? -
Abg. Vogele: Schöfberger!) 

- Ihr Manfred Schmidt hat das behauptet! Der Schöfberger 
auch und, was weiß ich. Das wird ja ständig behauptet. Das 
ist so abgrundtieffalsch und so irreführend, daß man - -

(Abg. Karl Heinz Müller: Daß es einen so zusammenzieht, 
wie man das bei Ihnen sieht!) 

-Ja, es ist schwer, da noch an die Gutgläubigkeit zu glau­
ben. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Machen Sie es sich nicht 
schwerer, als Sie es eh schon haben! -

Abg. Klasen: Glaub.in Sie daran?) 

- Eigentlich glaube ich das nicht. 

(Abg. Klasen: Eben!) 

Präsident Dr. Heubl: Herr Kollege Metschl, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn 'von Heckei? -

von Heckei (SPD): Herr Kollege M.tschl, sind Sie der Auf­
fassung, daß Herr Oberbürgerme~ter Kies! und die CSU­
Fraktion im Münchner Stadtrat ihllj Gegenvorschläge auch 
nur zur Verunsicherung der Münc~ner Mieter gemacht ha­
ben, oder sind Sie der Auffassunq. daß sachliche Hinter-
gründe dahinter siehen? , · 

(Beifall bei der j>PD) 

Dr. Mal9chl (CSU): Herr Kollegev 
diese Frage noch ganz kurz in a 
eingehen; ich möchte Ihnen nurei 
Bundestag ein Mietgesetz für das 

(Abg. Loew: Nein, f\jr d 

' 
Heckei, Ich möchte auf 
erem z .... mmenhang 
sagen. tliermachtder 

anze Lall!d. 

Wenn Sie so verfahren wollten. da n müßte an eigentlich 
zweierlei Mietrecht machen: eine für die B lungsgebiete 
oderfürdieLandeshauptstadtMün ,wen Siesowollen, 
und eines, das im übrigen Rechtsr m gelte II. Wenn Sie 
das so machen wollen, dann müßt Sie in d r Richtung 
tätig werden, Herr i<ollege von H el. Es ht jedenfalls 
nicht, daß man ein allgemeines Mi trecht n mit Blick auf 
die Situation in einem begrenzten eil unse s Bundesge-
bietes gestaltet. ' ' 

(Abg. Loew: In Würzburg st es ge1'uso; 
das kann ich be n!) . 

Ich bin im übrigner>der Meinung, d 
Weiterentwicklung des 
natürlich nicht a~lossen ist. 1 
daß damit ein Stillstand einträte o 
Zeit bei einem nun getroffen 

ßmitdi~mGesetzdie 
et rech s insgesamt 
bin nie der Meinung, 
r es für le absehbare 

und schlossenen 

,;_.·. 
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Rechtszustand bleiben sollte. Die ganze Entwicklung, die ich 
kurz aufgezeigt habe, sagt es ja. Da hat es ein erstes Wohn­
raumkündigungsschutzgesetz und ein zweites gegeben; da 
hat es ein Gesetz zur Regelung der Miethöhe gegeben, und 
da hat es laufend Änderungen gegeben. Warum sollte mit 
diesem Gesetzesbeschluß nun ein Ende gefunden sein? 
Dieser Auffassung bin ich gar nicht. 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Schmolcke? 

Dr. Matachl (CSU): Nein. - Ich würde Sie bitten, wann immer 
Sie draußen vor Mietern oder sonst in Versammlungen 
sprechen. sich einfach an den Gesetzestext zu halten; 

(Abg. Loew: Oder an Ihre Ausführungen!) 

das wäre hilfreich, wenn Sie den Mietern wenigstens vorle­
sen würden, damit sie wissen, was drinsteht, und sie sich 
selbst ein Urteil da,über bilden köonen, was von Ihren Be­
hauptungen zu halten ist. 

Deshalb haben wir, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
hier und heute keinen Anlaß, die Staatsregierung aufzu­
fordern, im Bundesrat den Mietgesetzen, die morgen zur 
Beschlußfassung anstehen, zu widersprechen. Wir werden 
das nicht tun. Und wir werden - meine Damen und Herren, 
auch dies wollen Sie sich bitte gesagt sein lassen - bei allen 
Mietrechtsänderungen und Gesetzen auch im Auge behal­
ten, daß es nicht nur um den Schutz derer geht, die jetzt eine 
Wohnung haben, sondern daß es Aufgabe der Wohnungs­
politik ist, dafür zu sorgen, daß auch dieeine Wohnung be­
kommen, die eine suchen. Sie haben ein sehr einfaches 
schematisches Denken: Oie eine Wohnung haben, die sollen 
sie behalten; da soll sich nichts rühren; da soll keine Miete 
erhöht werden; da soll gar nichts geschehen. Aber kümmern 
Sie sich auch nur mit einer Maßnahme darum. was junge 
Familien tun, die eine Wohnung suchen? 

(Beifall bei der CSU - Widerspruch bei der SPD) 

Was tun Sie denn da? Nichts tun Siel Wir haben leil:ler einen 
gespaltenen Wohnungsmarkt, der die beati possedentes 
schützt, aber alle Wohnungsnachfrager benachteiligt. 

(Zurufe von der SPD) 

- Ist Ihnen das überhaupt noch nie aufgegangen, daß Sie 
alle Wohnungssucher auf einen schmalen und teuren 
Neubaumarkt drängen? 

(Abg. Karl Heinz Müller: Ist doch nicht wahr!) 

Und daß Sie nichts tun, um in den Wohnungsbestand etwas 
mehr Beweglichkeit zu bringen? 

(Abg. Karl Heinz-Müller: Zi.nserhöhungen - .... Abgabe!) 

Sie werden das einlach·n.icht begreifen. Aber diese Über­
legung war es nicht zuletzt, die Ihren früheren Bundes­
kanzler Helmut Scl)midt in seiner Regierungserklärung 
bewogen hat, 

fAbg. Karl Heinz Müller: Stimmt doch nicht!) 
l 

mehr Marktwirtschaft in den Wohnungsmarkt einkehren zu 
lassen, damit alle-auch die, die jetzt vorderTürdraußen 
stehen -eine Chance haben, zu einer geeigneten Wohnung 
zu kommen. Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CSU) 

Prlsldent Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege Müller. 

Mllller Karl Heinz (SPD): Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Dr. Matsch!, uns hat 
es nicht überrascht, daß Sie uns angekündigt haben, Sie 

würden unseren Antrag ablehnen. Aberwirwerden Sie nicht 
ganz so leicht aus Ihrer Verantwortung für das entlassen, was 
sich in den kommenden Wochen und Monaten auf dem 
Mietwohnungsmarkt abspielen wird. Man braucht kein 
Prophet zu sein, um das darzustellen. Ich will es versuchen. 

Ihr formales Argument, das dieses Gesetz nicht zustim­
mungspllichtig sei, spielt natürlich überhaupt keine Rolle. 
Sie wissen als zumin.dest vor Ihrer· Abwanderung in die 
Kulturpolitik auf diesem Gebiet gut bewanderter Kollege in 
diesem Hause, daß es eine Initiative der SPD-regierten 
Länder morgen im Bund es ra tgebenwird,dieses Gesetz 
nicht passieren zu lassen bzw. Änderungen, die im 1 n te r­
e s s e der Mieter unbedingt notwendig sind, anzubringen. 

Lieber Herr Kollege Dr. Matsch!, Sie behaupten hier, wir 
würden mit unserer Initiative- ich möchte zunächst auf Ihre 
Äußerungen eingehen - nicht beabsichtigen, das Los der 
Mieter zu verbessern, sondern wir würden andere, in Ihren 
Augen recht dunkle Ziele verfolgen. Nun, Herr Kollege 
Dr. Matsch!, lhnen-wieauch Ihren Kollegen von der CSU 
in diesem Hohen Hause - ist nicht entgangen, daß es im­
merhin nach groben Schätzungen inden 26Großstädten der 
Bundesrepublik Deutschland 150 000 Wohnungen zu wenig 
gibt. Und Ihnen als Münchner Abgeordneten wird die un­
widersprochene Feststellung des Vertreters der Münchner 
Mieter nicht entgangen sein, daß in München die Höhe der 
Mietpreise ausgereizt ist. Hier geht nichts mehr. Herr Kollege 
Dr. Matsch!. Das wissen Sie besser. 

Sie behaupten. wir wollen die Mieterverunsic,tiern. Nein, das 
wollen wir nicht. Wir fühlen uns aber verpflichtet, in diesem 
Hohen Hause und überall, wo wir die Gelegenheit dazu 
haben, darauf hinzuweisen., daß mir diesen Mietrechtsän­
derungen, die Sie jetzt in Szene setzen wollen. ein weiterer 
ganz erheblicher Abbau sozialer Schutzrechte 
einhergeht. Wir setzen die Mieter nicht in Sorge. Wir infor­
mieren sie. Aber selbst, wenn wir sie in Sorge setzen würden. 
dann wäre das immer noch besser, als wenn wir-wie Sie es 
offenbar beabsichtigen - die Mieter auf die Straße setzen 
würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Der heutige Mietrechtsschutz kann sfch sehen lassen. Darauf 
sind wir stolz. Das ist kein Zufallsprtx:tukt. Das haben wir so 
gewollt. Und wir werden dies auc~ weiterhin so wollen. 

' Der Beschluß der alten Koalition- uch das ist Ihnen nicht 
entgangen - ist bei uns nicht auf inhellige Zustimmung 
gestoßen. Wir haben als Sozialdem raten sehr wohl unsere 
kritischen Anmerkungen gemach Wir meinten aber, daß 
man den jahrelangen Klagen insb ondere der Haus- und 
Grundbesitzer - daß die Mietrec tsvorschlilten zu ·kom­
pliziert und die Erhöhungsverl ngen pr•ktisch nicht 
durchsetzbar, zu fQrmalisiert sei - einmal Rechnung 
tragen und z.B. für den Neube tand dit sog. Stal­
le 1 m i et e einführen könnte. Wir ben das •icht begrüßt. 
Wir hielten das für keine besonders rüßen.werte Sache. 
Aber wir wären bereit gewesen, d hinzunitimen. 

Aber das, was Sie jelzt planen, geh natürlichweit über das 
hinaus, was damals geplant war, un greift insbesondere tief 
in die sozialen Schutzrechte der ete•ein. $ie sagen, wir 
müßt.en Mietgesetze für das ganze and macflen. Herr Kol­
lege Dr. Matsch!, das ist richtig. ur, Sie w~sen, daß die 
Mietgesetze bisher!n der Regel im ändlicheli Bereich kein 
Hindernis waren, Mietraum zu ang ssenen~ingungen 
zu vermieten. Das Problem stellt s h in der lat in den Bal­
lungszentren. Und gerade hier ha n wir uriiere Aufgabe 
sehr wohrerkannt, nicht nur für di etwas zuiun, die Woh­
nungen inne haben, sondern auc für die G'setze zu ma­
chen. die eine Wohnung suchen. rr Kolle~ Dr. Matsch!, 
ich will die Anträge, die wir in dieser ichtung gestellt haben, 
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· nicht aufzählen. Ich möchte Ihnen nur einen aus der jüngsten 
Zeit nennen. Wir haben Ihnen vorgeschlagen, nachdem wir 
gehört haben, daß Sie am Familiengründungs-Darlehen 
herumbasteln, das Geld, das dafür zur Verfügung steht, 
jungen Familien zu geben, die eine preisgünstige Wohnung 
in Ballungszentren suchen, um sie in die Lage zu versetzen, 
eine familiengerechte Wohnung zu bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben dem nicht zugestimmt. 

Das Gesetz, das morgen im Bundesrat behandelt wird, trägt 
den Titel: Gesetz zur Erhöhung des Mietangebotes. Meine 
Damen und H~rren, dieser Titel schon ist ein Etiketten­
schwindel; denn im Grunde genommen müßte dieses Gesetz 
heißen: Gesetz zur Auslösung der größten Mietpreiswelle 
nach dem Zweiten Weltkrieg. 

(Beifall bei der SPD) 

Genau das kommt auf uns zu! Es sind Mieterhöhungen bis zu 
30 Prozent von Gesetzes wegen in drei Jahren vorpro­
grammiert! Der Bundesbauminister hat zwar gesagt, er 
werde sich bemühen, daß diese 30 Prozent nicht über die 
Bühne gehen. Nur, er kann es gar nicht verhindern: denn 
nach dem Gesetz sind diese Mieterhöhungen möglich. 

Es wird eben Staffelmietverträge auch für den Altbestand 
geben und nicht nur für den Ne(Jbestand. Wir hatten gesagt: 
Gut, man kann das für den Neubestand einmal probieren, 
Erfahrungen sammeln und sich dann nach einer gewissen 
Zeit darüber unterhalten. Nein, das hat man in den Wind · 
geschlagen. Man will sofort diese Staffelmiete einführen. 
Wozu das führt, werde ich Ihnen nachher noch kurz dar­
stellen. 

Was für die Münchner Verhältnisse, meine Damen und 
Herren, ganz besonders schlimm ist. ist die Verkürzung des 
Kündigungsschutzes bei Umwandlung von Miet- in Eigen­
tumswohnungen auf drei Jahre. Das wird unweigerlich dazu 
führen, daß Mieter aus ihrer gewohnten Umgebung ver­
trieben werden, in der sie jahrelang zu Hause waren, wo sie 
ihren Lebensmittelpunkt gefunden haben. Sie lösen damit 
eine ungeheure soziale Problematik aus, die uns noch viel zu 
schaffen machen wird, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben es heute nicht gesagt, aber die Intention der Union 
bei diesen Mietrechtsänderungen ist die. daß angeblich 
Neubauimpulse davon ausgehen sollen. Wir haben große 
Zweifel, ob die jetzt vorprogrammierten Mieterhöhungen 
tatsächlich Neubauimpulse auslösen werden. Sie wissen, 
daß bereits jetzt durchschnittliche Mieterhöhungen von 4 bis 
5 Prozent pro Jahr üblich war!tfl. Von diesen Mietpreisstei­
gerungen sind aber keine Meubauimpulse ausgegangen. 

Wozu die Mieterhöhungen wirklich führen werden: Die Zahl 
der bezahlbaren Wohnwngen wird ganz deutlich absinken. 
Sie wissen auch, warum der Neubau praktisch zum Erliegen 
gekommen ist: Es sind. - entgegen Ihrer Behauptung -
keineswegs die Mietgesetze daran schuld, sondern in erster 
Linie die hohen Neubaukosten für Wohnungen und die 
Tatsache, daß sich eine ganze Reihe von ln-toren aus dem 
Mietwohnungsbau deshalb zurückgezogen hat, -il er 
aufgrund der hohen Kosten nicht mehr rentabel gestaltet 
werden kann. Sie kennen doch alle die AuBerungen etwa der 
Lebeiisversicherer. Wenn heute Herstellungskosten von 
18bi$ 25 OM pro qm anfallen, dann können eben Neubau• 
wohriugnen nicht mehr zu rentablen Konditionen vermittelt 
werden. 

Die tlohen Kosten gehen aber wiederum zurück auf die 
hohen Zinsen, meine Damen und Herren; sie gehen zurück 

auf die hohen Grundstückspreise. In München schlagen die 
Grundstückspreise bereits zu einem Viertel auf die Herstel­
lungskosten durch! Das sind doch die Tatsachen, vor denen 
man die Augen nicht verschließen kann. 

Meine Damen und Herren! Diese neuen Mietgesetze werden 
im Grunde nichts anderes bringen als eine Um ve rte i 1 u ng 
der M ieterl ösein Milliardenhöhe von den Mieter-in die 
Vermietertaschen. Diese Vermieter werden sich die ihnen 
günstigsten Anlagemöglichkeiten für die neuen Erlöse su­
chen. Ihr Wirtschaftsminister hat gestern hier gesagt, daß es 
pervers sei, daß man heute Geld anlegt, um Zinsen zu be­
kommen, statt dieses Geld zu investieren. Sie eröffnen mit 
diesen Mietrechtsänderungen wieder einen neuen Weg für 
diese Perversion, wenn ich dieses Wort aufgreifen darf. 

(Beifall bei der SPD) 

Vordem Rechtsausschuß des Deutschen Bun­
d es t a g es fand zum Thema Mietrechtsänderungen eine 
An hör u n g statt. Zu dieser Anhörung waren die maßgeb­
lichen Verbände und Organisationen geladen, vom Städ­
teverband über den Mieterbund, den Deutschen Städte- und 
Gemeindebund bis hin zum Zentralverband der deutschen 
Haus- und Grundeigentümer und vor allen Dingen auch die 
Wohnungsbeuunternehmen. Meine Damen und Herren, die 
Mietrechtsänderungspläne der neuen Bundesregierung sind 
dort auf einhellige Ab 1 eh nun g gestoßen. Ich will die dort 
gebrachten guten Argumente hier nicht mehr wiederholen; 
das würde Ihre Meinung sowieso nicht ändern. Es sollte 
Ihnen aber zu denken geben, daß man unwiderlegt gesagt 
hat: Die Gefahr der Staffelmietverträge für den Altbestand 
besteht darin, daß man Mieter in Wohnungen hineinlockt, 
dann die Staffelmietverträge al:lschließl und auf diese Art und 
Weise den Anstieg der Mieten auf Jahre hinaus überpro­
portional vorprogrammiert. Man hat gesagt, die St a f -
fel miete nsind im Grunde genommen ein Sünden f a 11 
gegen die freie Marktwirtschaft,dennsiehabe~ 
mit einer Marktmiete nichts zu tun. Sie sind .eine Infla­
tionsmiete, meine Damen und Herreoi! Es werden dadurch 
Preissteigerungen festgeschrieben, ... as in anderen Berei­
chen durch sogenannte Preisgleitkla~seln sogar verboten 
ist. Man hat insbesondere im Bereich 41er Kommunen deut­
lich vor Augen geführt, vor welchen u~lösbaren Problemen 
die deutschen Städte und Gemeind n angesichts dieser 
Gesetze stehen. . 

Es ist hier schon gesagt worden, daß t diesen A,iderungen 
aueh einiges andere einhergeht: V n der Kilriung des 
Wohngeldes bis hin zu den sonstigen ürzunge' der sozia­
len Leistungen. Meine Damen und rren! Diese Gesetz­
gebung - -nn sie in dieser Form ü r die Bü~ne geht -
bewirkt tatsächlich den Abbau gesic rtersozi8'er Rechte. 
Deshalb bitten wir Sie nachdrücklich unserem1Antrag zu-
zustimmen. · · 

Prhldent Dr. Heubl: A~ letzter hat das 
Schön. 

(Zurufe von der S 
Lauter Fac~ute vom Woh 

Scfl6n Karl (CSU): H4fr Präsident! 
Damen und Herren! DijlGutWohnen 
Gut - das habe ich hitii'schon einma 
auch ein hohes wirtse#lattliches Gu 
Herren von der SPD, Sill wollen das im 
Sie erzählen den Mieterf1 und den Bür 
ja des muaB billig sei, IJl!dder Mieter 
Mein Freund Gustav M!Pchl hat es lh 
san immernurfürde, ""clrinnasan im 
an der Haltestelle wart'n, de lass'n Si 
drauß' steh'. 
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WirredenseitJahr und Tag davon, daßder Wohnungs­
b au, der in Ihrer dreizehnjährigen Regierungszeit nieder­
gegangen ist, flottgemacht werden muß; und er muß einfach 
mit marktwirtschaftlichen Mitteln flottge­
macht werden. Diese neue Mietgesetzgebung, die mir in 
manchen Dingen auch nicht gefällt, soll dazu helfen. Ich sage 
es Ihnen ganz ehrlich, was mir daran nicht gefällt; aber er­
funden haben das ja Sie, wie Herr Matschl schon gesagt hat. 
Die Staffelmiete, die jetzt auch auf Altbauten ausgedehnt 
wird-Sie wollten sie nurfürNeubauten haben - paßt mir 
nicht, weil ich sie für programmierte Inflation halte. Ich habe 
da ein schlechtes Gefühl. 

Ich habe mich kürzlich mit Verischerungsvertretern darüber 
unterhalten. Sie sagen, es herrscht doch Marktfreiheit und 
Vertragsfreiheit. Meine Damen und Herren, am flachen Land 
mag das zwar gelten, aber in München herrschen andere 
Verhältnisse. So greift halt dann einer zu und unterschreibt. 
Sie von der SPD tun aber bei den Leuten draußen ständig so 
- und der Herr Kollege Müller hat es gerade wieder getan - , 
als ob der gesamte Altbaubestand einbezogen würde. Meine 
Damen und Herren, es geht ausschließlich um die Neu­
vermietung. Da kann man eben nicht jemanden hineinlocken 
und ihn nach zwei, drei Jahren überreden. einen Staffel­
mietvertrag zu unterschreiben. Sie stochern da im Nebel 
herum, meine Damen und Herren, und das muß zurückge­
wiesen werden. 

Die größte Leistung bei diesen Mietrechtsänderungen ist der 
Zeitmietvertrag, der endlich einmal kommen muß. 
Nach meinen Beobachtungen stehen in der Stadt München 
Tausende von Wohnungen leer- ich schätZe das Minimum 
auf 10000 -, die auch als Theaterwohnungen oder als 
Shopping-Wohnungen benützt werden. Im laufe von zwei, 
drei Jahren könnte ein Kind dort während des Studiums 
untergebracht werden. Meine Damen und Herren, Ich ver­
spreche mir von diesem Zeitmietvertrag innerhalb eines 
halben Jahres eine echte Entlastung in München und Um­
gebung. Davon halte ich sehr, sehr viel. 

(Abg. Karl Heinz Müller: 
Das möchte ich einmal sehen!) 

Dann darf ich noch daran erinnern, daß die Modernisierung 
für den Mieter erträglich sein muß. Darüber haben wir in den 
vergangenen Jahren hier verschiedene Anträge behandelt 
und haben jetzt die Änderung des Artikels 541 a BGB 
durchgesetzt. Ich hoffe, daß diese neue Bestimmung auch 
vernünftig zum Tragen kommt. 

Insgesamt sehen wir uns nicht in der Lage. meine Damen 
und Herren, Ihrem Dringlichkeitsantrag zuzustimmen, 
wenngleich wir das Risiko mit den Staffelmieten eingehen. 
Wir müssen aber .vorwärts denken und nicht immer rück­
schrittlich handeln, wia Sie·san. 

(Beifall bei der CSU) 

Prlllldent Dr. Heubl: Herr Kollege Warnecke! 

Wamecke (SPD): Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Ich möchle mit einem Satz darlegen, wie hier die St af -
f e 1mietelürdieA1 tba ute n bagatellisiert wird. Wir haben 
hierein tanz perfides System des 1 nei nan de rg rei­
fe ns von zwei Modellen. Einmal wird die Ver­
gleichsmiete nach Ihrem Willen aus den Neuabschlüssen der 
letzten drei Jahre genommen. Sie wissen ganz genau, daß 
das automatisch eine sofortige Steigerung von mindestens 
30 Prozent auf die Altbaumieten bedeutet. Das können sich 
aber viele Leute nicht leisten Diese Leute werden dann 
ausziehen, und es werden andere einziehen, junge Familien 
vielleicht. Am Anfang arbeiten noch beide Ehepartner, und 

es wird eine Staffelmiete angesetzt, wo die Eingangsschwelle 
auf dem Status der höchsterzielbaren Miete angesetzt wird. 
Dann kommt die sogar vom Kollegen Schön als inflationär 
bezeichnete Staffelmiete. Nach zwei, drei Jahren kommt in 
dieser Familie ein Kind, die Frau kann nicht mehr voll arbei­
ten und die Miete wächst um 5 oder 6 Prozent von Jahr zu 
Jahr. So kriegen Sie Bewegung in den Wohnungsmarkt und 
werden für junge Leute immer neue Wohnungen haben, Herr 
Kollege' 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: Meine Damen und Herren! Ich gehe 
davon aus, daß über diesen Antrag abschließend ent­
schieden werden soll. Wer dem Antrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Bitte die 
Gegenstimmen! - Stimmenthaltungen? - Der Dringlich­
keitsantrag ist ab g e 1 eh n t. 

Ich rufe auf den 

Drlngllchkeltaantrag der Abgeordneten Dr. Rolhemund, 
Karl Heinz MOller und Fraktion betreffend Fortschreibung 
des 1. Bayerischen Landesplanes fOr psychisch Kranke und 
psychisch Behinderte (Drucksache 10/111) . 

Der Antrag soll, wie ich höre, ohne Aussprache überwiesen 
werden. 

Ich schlage vor, ihn an den Ausschuß für Sozial-. Gesund­
heits- und Familienpolitik und an den Ausschuß für 
Staatshaushalt und Finanzjragen zu überweisen. -
Damit besteht Einverständnis; es ist so bes c h 1 o s se n. 

Die Fraktion der CSU hat folgende Ausschußum­
b e setz u n g mitgeteilt: An Stelle des Herrn Abgeordneten 
Dr. Richter wird im Ausschuß für Landesentwicklung und 
Umweltfragen Herr Abgeordneter Friedrich Loscher­
Frütiwald tätig sein; an Stelle des Abgeordneten Friedrich 
Loscher-Frühwald wird Herr Abgeordneter Dr. Richter 
Mitglied des Ausschusses für Fragen des öffentlichen 
Dienstes. - Gemäß § 27 Absatz 2 der Geschäftsordnung 
gebe ich dies hiermit bekannt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Damit ist die letzte 
Vollsitzung des neugewählten Lan~tags vor Weihnachten 
und dem Jahreswechsel zu Ende. j 

Die obligate. ja lassen Sie mich sa 
dersetzung. die regelmäßig am let 
Tagen vor Weihnachten die Atmo 
stimmt, hat auch die letzten Tage at 

Nichtsdestoweniger oder gerade d 
nun einige Worte des Dankes 
bedanken beim Herrn Ministerprä 
gliedern des Kabinetts für die Zu 
Parlament. 

n, scharfe Auseinan­
en oder in den letzten 
häre des Hauses be­
osphärisch bestimmt. 

shalb la5'0n Sie mich 
gen. Ich möchte mich 

'denten und den Mit­
mmenarl>eit mit dem 

Ich möchte mich bedanken bei den rren Vizepräsidenten, 
den Damen und Herren des Präsidi ms für die vertrauens­
volle kollegiale und angenehme Zu mmenaibeit. 

Mein Dank gilt den. Herren Frakt 
Mitgliedern des Alt~tenraies, den 
schüsse und ihrer Stlillvertreter, de 
Mitberichterstattern. 

In dieser Stunde denlde ich in beson 
jene Kolleginnen un<i KoMegen die 
anwesend sein können. Ich wünsc 
Namen eine baldige und vollständi 

(Beifall) 

nsvorsit~nden, den 
orsitzencfen der Aus­
Berichtelil!tattero und 

rer Verbundenheit an 
egen Kr$lkheit nicht 
e ihnen il'1 Ihrer aller 

Genesliig. 

; ·~ 
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(Präsident Dr. Heubl) 

Ich sage Dank den Mitarbeitern des Landtagsamtes und 
erwähne ausdrücklich den Stenographischen Dienst. 

\ 

(Beifall) 

Ich bedanke mich bei den Mitarbeitern der Fraktionen. 

Namens des Hohen Hauses, aber auch persönlich danke ich 
den Damen von Presse, Hörfunk und Fernsehen, die für eine 
große Publizität unserer Arbeit im ganzen Lande sorgen, wie 
wir es besonders in diesen Tagen wieder feststellen können. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich darf auch danken den Beamten der Polizei und auch 
ihnen unsere guten Wünsche aussprechen. 

(Beifall) 

Das Wort hat nun Herr Kollege Wolf. 

Woll (SPD): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es entspricht einer langjährigen Tradition, daß 
am Ende eines Jahres hier ein Vertreter der Opposition das 
Wort ergreift und Wünsche ausspricht. 

Ich darf beginnen bei all denen, die uns Abgeordnete tag­
täglich hier im Hause und auch außerhalb begleiten und uns 
betreuen, den Mitarbeitern des Landtagsamtes, dem Ste­
nographischen Dienst, ebenso aber au'ch den Journalisten, 
und wünsche ihnen dabei - ich darf mich voll dem an­
schließen, was der Herr Präsident vorgetragen hat - er­
holsame Feiertage. 

Uns Abgeordneten wünsche ich mehr Zeit in diesen Tagen 
für die Familie, mehr Zeit für Besinnung und Selbstbesin­
nung; uns allen wünsche ich mehr Erfolg in dem Bemühen, 
das Wesentliche vom Unwesentlichen zu trennen. 

Für das neue Jahr sollten wir uns alle ernsthaft vornehmen, 
trotz der bekannten und nicht aus der Welt zu schaffenden 
politischen Gegensätze und trotz des Wahltermins am 
6. März im Umgang miteinander eine etwas größere Fried­
fertigkeit zu praktizieren. 

Ich darf allen Mitgliedern des Hohen Hauses eine friedvolle 
Weihnacht und schöne Feiertage wünschen. 

(Beifall) 

Prllsldent Dr. Heubl: Herr Kollege Wolf, ich bedanke mich bei 
Ihnen für die freundl.ichen Wünsche und darf nun dem Herrn 
Ministerpräsidenten das Wort geben. 

Ministerpräsident Dr. Stniue: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und.Herren! Es ist eine gute Tradition in 
diesem Hause, daß nach allen auch sehr heftigen Ausein­
andersetzungen der zurückliegenden Zeit, bis in diese 
Vormittagsstunden hinein, auch wenn sich der Staub noch 
nicht ganz über den Sehlachfeldern der Auseinandersetzung 
gelegt hat, daß der. Bayerische Ministerpräsident ein 
wel h nach II i c hes G ru ßwo rt spricht. 

So darf ich im Namen der Bayerischen Staatsregierung und 
in meinem eigenen Namen allen Mitgliedern dieses Hohen 
Hauses, allen Bürgerinnen und Bürgern des Freistaates 
Bayern ein friedvolles. gnadenreiches, frohes Weihnachts­
fest und viel Glück für das kommende Jahr wünschen. 

Wir stehen wenige Tage vor dem ersten Weihnachtsfest der 
10. Wahlperiode und wenige Tage vor der Schwelle zu einem 
neUJ>n Jahr. Ob uns das Jahr 1983 so viel Erfolg und Glück 
bri~en wird, wie wir uns dies aus gutem Grunde wünschen, 
wissen wir heute noch nicht. Schwieriger als in früheren 
Jahren lasten schwere Sorgen auf uns; die Frage: Wird die 
deutsche Wirtschaft im kommenden Jahr den so dringend 

nötigen Auftrieb bekommen; wird es ein Ende haben mit dem 
uns allen bedrückenden Anstieg der Arbeitslosigkeit; wird es 
ein Ende haben mit der Welle von Firmenzusammenbrüchen; 
wird uns der innere und äußere Friede erhalten bleiben? 

Die politische Szene dieser Wochen und Monate zeigt nicht 
viel Ahnlichkeit mit der Friedlichkeit auf Weihnachtsbildern 
und Weihnachtspostkarten. Hinteruns liegt abereine neue 
politische Weichenstellung in Bonn und eine Landtagswahl 
in Bayern. In meiner Regierungserklärung am 18. November 
1982 habe ich dei Aufgaben genannt, die wir in dieser 
Wahlperide, und zwar wir alle hier in diesem Hause, zu er­
füllen haben. 

Am 6. März des neuen Jahres werden die Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland zur Wahl des 10. Deutschen 
Bundestages aufgerufen. Vom Ausgang dieser Wahl hängt 
es wesentlich ab, ob es gelingt. unseren freiheitlichen 
Rechtsstaat aus der geistig-moralischen, wirtschaftlichen, 
finanziellen und sozialen Krise herauszuführen. Der Weg aus 
dieser Krise, 

(Abg. Dr. Gantzer: 
Jessas, das ist ja das letzte!) 

die Aufgaben sind klar vorgezeichnet, nämlich: Sanierung 
der Wirtschft, Konsolidierung der öffentlichen Finanzen und 
Stabilisierung eines finanzierbaren Systems der sozialen 
Sicherheit. Wir alle wissen, daß die auf uns zukommenden 
Aufgaben groß sind, aberwirsind überzeugt, sie sind nicht 
unlösbar. 

Das Jahr 1983 wird uns auch viele Gelegenheiten geben, uns 
den Höhen und Tiefen der deutschen Geschichte bewußt zu 
werden. Ich erinnere an den 500. Geburtstag Martin Luthers. 
ich erinner an den 100. Todestag von Karl Marx oder an den 
fünfzigjährigen Gedenktag der Machtübernahme durch die 
Nationalsozialisten am 30. Januar. Am 17. Juni gedenken wir 
auch der 30. Wiederkehr des Tages, an dem sich im anderen 
Teil Deutschlands Frauen und Männer gegen Unrecht und 
Gewalt. für ein Leben in Freiheit uri:! Menschenwürde er­
hoben und dabei Gesundheit und Freiheit und ium Teil auch 
das Leben verloren haben. 

Wir müssen im kommenden Jahre unsere ganze Kraft drauf 
richten, daß unser freiheitlic -demokratischer 
Rechtsstaat regierbar bleibt. Es st die Pflij::ht aller ver­
fassungstreuen Demokraten, jene Kräften entschieden 
entgegenzutreten, die diese parlam ntarische Demokratie 
als eine wesentliche Voraussetzun unserer freiheitlichen 
und rechtsstaatlichen Ordnung .. als ren une~tbehrlichen 
Bestandteil, aus den Angeln hebe wollen, .,-eil sie eine 
andere Republik und eine andere sellschaft wollen. 

Auch im vergangenen Jahre haben ie alle, "'8ine Damen 
und Herren, unermüdlich und mit E olg Politil< für Bayern 
und damit auch für die Bundesrep blik Deu„chland be­
trieben. Ich danke Ihnen für Ihre Unt rstützun!ll. besonders 
dann, wenn schweres Wetter aufzog. eh danke lür alles Lob, 
das meine Freunde auggesprochen ben, ich ~nke für den 
konstruktiven Teil der. Kritik, die vo iten de Opposition 
geübtwordenist.MeineWünscheu mein D nk richten 
sich an' das Präsidium, an al.le Mi lieder dij>. ses Hohen 
Hauses, an den gesamten Mitarbeite tab de_s 4ndtages, an 
die Angehörigen der Medien im weit ten Sinn~des Wortes, 
des Rundfunks, des Fernsehens, der . Ich l'.lanke ihnen 
für ihre Arbeit, die sie im abgelauf nen Jah~ mit bestem 
Willen und im Interesse und zum W hie Bayetns geleistet 
haben. 

Ich wünsche Ihnen allen, meineseh erehrtertDamen und 
Herren, ein friedliches, gnadenreich s Weihna~htsfest und 
ein_in jeder Hinsicht gutes neues J r. 

(Beifall bei der C U) 
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Prl•ldenl Dr. Heubl: Herr Ministerpräsident, ich bedanke 
mich für die guten Wünsche. 

Ich hoffe. daß Ihnen allen. meine sehr verehrten Damen. 
meine Herren. das Erlebnis der Heiligen Nacht in einer be­
sonderen Weise zuteil wird, daß Sie eine erholsame Zeit 
verbringen. daß Sie mit neuer Kraft in einem neuen Jahr 
erneut an die Arbeit gehen. 

Ich schließe hiermit die Sitzung. 

(Beifall) 

(Schluß der Sitzung: 12 Uhr 32 Minuten) 
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